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Trotz derzeit sinkender Arbeitslosenzahlen finden am ersten Markt nicht 
alle Platz. Für viele Menschen bieten die Initiativen am erweiterten 
Arbeitsmarkt endlich wieder eine Perspektive.
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Für Arbeitsmarktexpertin Judith Pühringer ist das Ende der Aktion 
20.000 eine vergebene Chance für Ältere. Im Aus der Notstandshilfe 
sieht sie einen gefährlichen Systembruch mit negativen Auswirkungen.  
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profitierten, kam es auch schon damals zu 
populistischen Angriffen auf die „Sozial
schmarotzer“. In seiner Bilanzrede vom März 
1922 erinnerte der frühere Sozialstaats
sekretär Ferdinand Hanusch, zu diesem Zeit-
punkt Vorsitzender des sozialpolitischen Aus-
schusses, an diese Widerstände: Es ist da­
mals über die Arbeitslosen geradezu 
geschimpft worden wie heute. Man 
stand immer auf dem Standpunkte, 
dass der Arbeitslose an seinem Unglück 
selbst schuld sei und dass die öffent­
liche Gewalt infolgedessen nicht Ur­
sache habe, einzugreifen. 

Karl Mühlberger, ein ehemaliger Berufsoffi-
zier, parierte die Angriffe, indem er die Kosten 
für die Arbeitslosenhilfe den Kosten für die 
Kriegsführung gegenüberstellte: … so möch­
te ich feststellen, dass die Arbeitslosen­
unterstützung in diesen 16 Monaten 
insgesamt 447 Millionen Kronen gekos­
tet hat, also ungefähr soviel, als die 
Kriegsführung in einer Woche ver­
schlungen hat.

Im Jahr 1920 zeichnete sich ein rasanter Rück-
gang der Arbeitslosigkeit ab, gleichzeitig war 
die junge Republik so gut wie pleite und konn-
te die Unterstützungsleistung nicht mehr al-
lein finanzieren. Die Situation schien günstig, 
um das soziale Netz für den Fall der Arbeits-
losigkeit auf eine neue Grundlage zu stellen 
und gleichzeitig weiter zu spannen. Mit dem 
Gesetz vom März 1920 wurde auch für die Un-
terstützung von Arbeitslosen das Versiche-

Wie das Betriebsrätegesetz ist die österrei-
chische Arbeitslosenversicherung eine Er-
rungenschaft der demokratischen Republik 
von 1918 und Vorbild für andere Länder. Nach 
einigen Wochen schwieriger Verhandlungen 
wurde am 12. November 1918 die Republik 
ausgerufen. Eine ihrer ersten Maßnahmen 
war die Einführung einer staatlichen Arbeits-
losenunterstützung für die ArbeiterInnen der 
Industrie, weil es akuten Handlungsbedarf 
gab. Der sozialdemokratische Abgeordnete 
Karl Antal Mühlberger schilderte die Situati-
on nach dem Ende des Ersten Weltkriegs als 
Ausschussberichterstatter vor dem Be-
schluss des Gesetzes „über die Unterstüt-
zung der Arbeitslosen“ im März 1920: Sie 
kennen den Stand der Arbeitslosigkeit 
und Sie wissen, dass die Arbeitslosig­
keit nicht nur auf den Zusammenbruch 
der Front, sondern auch auf die Zer­
reißung unseres Staates zurückzufüh­
ren ist, wodurch uns die nötigen Roh­
stoffe, Kohle und Halbfabrikate fehlen, 
so dass die Verhältnisse natürlich sehr 
traurig sind.

Unter diesen Bedingungen konnte 1919 kein 
ausreichendes Beschäftigungsangebot ge-
schaffen werden. Die Arbeitslosenrate er-
reichte in diesem Jahr 18,4 Prozent, ein Wert, 
der erst in der Weltwirtschaftskrise 1932 
überschritten wurde. Da die Notunterstüt-
zung nur für den Bereich der Industrie galt, 
bot sie nur etwas über 40 Prozent der Ar-
beitslosen ein Mindestmaß an Hilfe. Obwohl 
in erster Linie heimgekehrte Soldaten davon 

Am Unglück selbst schuld
Selbst „Helden des Vaterlands“ traf schon 1918 der Vorwurf „Sozialschmarotzer“  

zu sein, wenn sie von Arbeitslosengeld leben mussten.

rungsprinzip eingeführt, mit Finanzierung zu 
je einem Drittel durch Beiträge der Arbeitneh-
merInnen, der Arbeitgeber und aus dem 
Staatsbudget. Im Zuge der deflationären Bud-
getsanierung mit extremer Sparpolitik ging 
der Staatsanteil allerdings auf null zurück, 
bis die Weltwirtschaftskrise die „Selbstregu-
lierungskräfte des Marktes“ infrage stellte.

Ausgewählt und kommentiert von 
Brigitte Pellar

brigitte.pellar@aon.at
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Ein Heimkehrertransport in Marchegg im 
November 1919. An allen Grenzen sah es 
ähnlich aus. August Forstner, Abgeordneter 
und Vorsitzender der Transportarbeiter
gewerkschaft, schilderte das Chaos jener 
Tage: Die wenigen Züge, die […] abgehen 
können, sind auf den Treppen, Waggon
dächern, Lokomotiven und Tendern derart 
besetzt, dass keine Stecknadel Platz finden 
könnte. 
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Selber 
Durchschummler!

E
s ist das neue Unwort, in seiner 
Form passend zur neuen Regie­
rung, die sich so sehr darum be­
müht, das Heft der (freilich nur 

positiven) Kommunikation in der Hand 
zu halten. Deshalb nimmt man auch nicht 
mehr das hässliche Wort „Sozialschma­
rotzer“ in den Mund. Vielmehr spricht 
man von „Durchschummlern“. 

Bloß um die Definition, wer denn 
diese nun genau sind, hat sich die Re­
gierung selbst durchgeschummelt. Aus 
dem bisher Gesagten lässt sich schlie­
ßen, dass in diese Kategorie etwa jene 
fallen, die erst kurz in das System ein­
bezahlt haben. Bei ihnen will man auf 
das Vermögen zugreifen. Nur woher 
sollen sie dieses Vermögen haben, wenn 
sie erst kurz so viel verdienen, dass sie 
überhaupt Steuern und Sozialabgaben 
zahlen? 

Herzlich wenig zu holen

Wie dem auch sei, sollten sie es geerbt 
haben, könnte man argumentieren, dass 
im Grunde wenig dagegenspricht, dass 
sie es vorher aufbrauchen, bevor sie So­
zialleistungen beziehen. Ein Blick in die 
Statistik aber zeigt, dass es mit dem Ver­
mögen bei Arbeitslosen nicht weit her ist 
– und von daher auch herzlich wenig zu 
holen ist, das einen so radikalen System­
bruch legitimieren würde, wie es die Ab­
schaffung der Notstandshilfe wäre. 

Sinnvoller wäre jedenfalls, über Ver­
mögens- und insbesondere Erbschafts­
steuern zu sprechen. Immerhin ließen 
sich dort dringend notwendige Finanz­
mittel lukrieren, um den Sozialstaat 
nachhaltig abzusichern; um ein Pflege­
system zu entwickeln, das nicht auf der 
Ausbeutung von MigrantInnen beruht; 
oder aber um Frauen tatsächlich Wahl­
freiheit zu ermöglichen. Vor allem aber 
ließen sich wertvolle Maßnahmen für 
Arbeitslose finanzieren. Genau hier aber 
plant die Regierung weitere Kürzungen 
– und auch hier schummelt sie sich 
durch. Das größte Problem sei, dass 
Menschen nicht arbeiten wollten, so die 
Behauptung der Regierungsparteien. 
Die Lösung: mehr Sanktionen. 

Dabei gibt es aus der Forschung kei­
ne Evidenz, dass Sanktionen wirklich 
dazu führen, dass Menschen schneller 
wieder Arbeit finden. Das Beispiel 
Deutschland zeigt zudem eindrücklich, 
dass man mit der Abschaffung der Not­
standshilfe das genaue Gegenteil dessen 
erreicht, was als Ziel lautstark verkündet 
wird, nämlich die Arbeitslosigkeit zu be­
kämpfen. Vielmehr nimmt man damit 
Menschen, die schon im Regen stehen, 
sogar noch den Regenschirm weg. 

Interessant in diesem Zusammen­
hang sind die Ergebnisse einer Unter­
suchung, die das Forschungsinstitut 
FORBA über Langzeitarbeitslose ge­
macht hat.  „Die wichtigsten Faktoren, 

die eine Arbeitsaufnahme beeinflussen, 
sind einerseits die Dauer der Arbeitslo­
sigkeit selbst; die psychische Stabilität, 
die sich wiederum in einem ausgepräg­
ten Selbstwertgefühl ausdrückt; ein gu­
ter körperlicher Gesundheitszustand; 
eine notwendige berufliche Neuorien­
tierung und die dafür benötigten Qua­
lifizierungsmaßnahmen; eingeschlage­
ne Bewerbungsstrategien und die Un­
terstützung durch das AMS.“ 

Völlig kontraproduktiv

Liest man sich die Ergebnisse durch, so 
ist das Regierungsrezept „Disziplinie­
rung“ völlig kontraproduktiv. Denn es 
lässt Vorurteile aufkochen – und eben 
diese Vorurteile behindern bei der Arbeit­
suche. Sind Arbeitslose nämlich  davon 
überzeugt, dass nicht sie selbst dafür ver­
antwortlich sind, dass sie keine Arbeit 
finden, sondern die Struktur, so haben 
sie deutlich bessere Chancen am Arbeits­
markt als Menschen, die die Ursache bei 
sich selbst suchen. 

Und es ist in der Tat die Struktur, die 
verantwortlich ist, denn es gibt schlicht­
weg nicht genügend Arbeitsplätze. 
Nicht nur in den Ohren vieler (Lang­
zeit-)Arbeitsloser muss es daher zynisch 
klingen, wenn ihnen unterstellt wird, sie 
seien einfach arbeitsunwillig – wo die 
meisten von ihnen nichts lieber tun 
würden als arbeiten. 

Standpunkt
Sonja Fercher

Chefin vom Dienst
Arbeit&Wirtschaft
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Die 
ignorierte  
Lücke

Der Arbeitsmarkt ist deutlich dynamischer geworden, und  
er hat sich seit der Krise nicht mehr so gut erholt wie vorher. 
Es gibt immer mehr kurzfristige Arbeitsverhältnisse, aus 
unterschiedlichsten Gründen: weil sich Branchen verändern, 
weil sich die Wirtschaft verändert, aber auch weil Arbeit
geber ihre Risiken immer mehr auf die Öffentlichkeit und 
auf das Arbeitslosenversicherungssystem auslagern, so  
AK-Arbeitsmarktexpertin Silvia Hofbauer. 
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W
enn man Silvia Hofbauer dieser Tage auf die Pläne der neuen Regierung in 
Sachen Arbeitsmarktpolitik anspricht, ist es mit der von der AK-Expertin 
sonst gepflegten Sachlichkeit vorbei. „Das ist ein Schlag ins Gesicht für all 
jene Menschen, die es am Arbeitsmarkt schwer haben“, ärgert sie sich. Erst 

kurz zuvor waren konkretere Informationen bekannt worden, wo Türkis-Blau beim 
AMS zu kürzen gedenkt. Die Mittel der aktiven Arbeitsmarktpolitik etwa sollen um 
600 Millionen Euro sinken, das ist fast ein Drittel des bisherigen Budgets von 1,94 
Milliarden Euro. Gekürzt werden soll ausgerechnet bei Maßnahmen für ältere Lang­
zeitarbeitslose, Jugendliche und Flüchtlinge. „Man lässt Jugendliche im Regen stehen, 
man lässt Flüchtlinge allein“, so Hofbauer und mahnt: „Wenn man sich jetzt nicht 
um die Integration von Flüchtlingen am Arbeitsmarkt kümmert, haben wir in eini­
gen Jahren große Probleme.“ 

Die aktive Arbeitsmarktpolitik ist nur ein Bereich, in dem Türkis-Blau kürzen bzw. 
ansetzen will. In einem unterscheidet sie sich von den vorherigen Regierungen, näm­
lich in ihrem Zugang zum Thema Arbeitslosigkeit. Dieser ist klassisch neoliberal: 
Das Individuum ist schuld an der hohen Arbeitslosigkeit, Arbeitslose wollen nicht 
arbeiten. Ganz so hart klingt es freilich nicht, was im Regierungsprogramm steht. 
Da ist von „rascher Vermittlung Arbeitsloser“ die Rede, von „Beschäftigungsanrei­
zen“ sowie davon, dass „Inaktivitätsfallen“ beseitigt werden müssten. Es fallen die 
Worte „Mitwirkung“ und „Teilhabe“. Hinter diesen so harmlos scheinenden Worten 
steckt eine Politik, die insbesondere auf Disziplinierung setzt. Doch ist dies wirklich 
dazu geeignet, das von der Regierung selbst gesteckte Ziel zu erreichen, nämlich die 
„tatsächliche und effektive Senkung der Arbeitslosigkeit“?

Eine wesentliche Tatsache ignoriert dieser Zugang. „Wir haben nach wie vor eine 
beträchtliche Lücke, wenn wir die offenen Stellen mit der Zahl der Arbeitslosen 
vergleichen“, hält AK-Expertin Hofbauer fest. Im Jänner 2018 etwa waren rund 
379.000 Menschen beim AMS als arbeitslos vorgemerkt. Diesen standen gerade ein­
mal rund 59.000 offene Stellen gegenüber. Dabei gibt es momentan für Arbeits­
markt-ExpertInnen sogar zur Abwechslung einmal Grund zur Freude. „Stärkster 
Arbeitslosenrückgang im Jänner seit 30 Jahren“, verkündete das AMS Mitte Februar. 

Die Arbeitsmarktpläne der neuen Regierung 
nehmen immer konkretere Formen an. Aus­

gerechnet bei jenen, die es jetzt schon schwer haben, 
Arbeit zu finden, soll gekürzt werden. Warum das 

Rezept der Regierung, den Druck zu erhöhen, 
völlig am Problem vorbeigeht. 

Text: Sonja Fercher | Fotos: Michael Mazohl
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Es ist kurzsichtig zu denken, dass sich 
das Problem der hohen Arbeitslosigkeit 
vor allem dadurch lösen lässt, dass man 
den Druck auf die Betroffenen erhöht. 
Vor allem ist die Analyse falsch, dass  
die Menschen nicht arbeiten wollen.  
Das Gegenteil ist der Fall, wie die 
Aktion 20.000 eindrücklich gezeigt hat. 

Auch WIFO-Experte Helmut Mah­
ringer ist vorsichtig positiv: „Die Kon­
junktursituation ist jetzt, nach einer 
langen Flaute, in der es kein oder ein 
sehr geringes Wachstum gab, wieder 
besser. Darauf haben wir lange gewar­
tet.“ Das große Aber ist die lange prob­
lematische Entwicklung am Arbeits­
markt seit der Krise 2008, die ihre Spu­
ren hinterlassen hat. „Sie hat zu einer 
Verfestigung von Arbeitsmarktproble­
men geführt, weil ein hoher Stand an 
Menschen aufgebaut wurde, die länger 
in Arbeitslosigkeit sind, zudem sind 
mehr Menschen von Arbeitslosigkeit 
betroffen. Die Situation hat sich da­
durch verschärft“, so Mahringer. Be­
sonders betroffen: ältere Arbeitslose, 
Geringqualifizierte und Menschen mit 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen.

Hausgemachtes Problem

Wenn man die Entwicklung seit der 
Krise betrachtet, so ist eine Tatsache 
erstaunlich: Obwohl die Konjunktur 
mau war, gab es „eine relativ günstige 
Beschäftigungsentwicklung“, so der 
WIFO-Experte. Warum dies nicht dazu 
geführt hat, dass die Arbeitslosigkeit 
entsprechend gesunken ist, hat viele Ur­
sachen. Eine davon ist der demografi­
sche Wandel, der dazu führt, dass mehr 
ältere Erwerbstätige auf dem Arbeits­
markt sind. Auch die Bildungsexpansi­
on der 1970er-Jahre spielt eine Rolle, 
denn höher Qualifizierte bleiben länger 
am Arbeitsmarkt. Eine weitere Ursache 
ist die Zuwanderung. Ein wesentlicher 
Faktor aber ist von der Politik gemacht: 
die Pensionsreformen, die den Zugang 
zu Formen der Frühpension erschwert 
haben. 

WIFO-Experte Mahringer hat an 
sich nichts an der Zielsetzung auszu­
setzen, dass ältere ArbeitnehmerInnen 
länger arbeiten sollen. „Aber das ist 
nichts, was man alleine dadurch lösen 
kann, dass man Gesetze ändert, die 
den Pensionszugang regeln. Das muss 
sich auch am Arbeitsmarkt realisieren.“ 
Die Menschen müssten eine Chance 
bekommen, tatsächlich einer Beschäf­
tigung nachzugehen. Dafür braucht es 
einen Wandel am Arbeitsmarkt: „Man 
muss das Erwerbsleben und die Ar­
beitsplätze so gestalten, dass ältere Ar­

beitskräfte oder Arbeitskräfte mit ge­
sundheitlichen Einschränkungen dort 
produktiv teilnehmen können.“ Eben 
da aber hakt es. AK-Expertin Hofbau­
er hat dazu folgende Beobachtung ge­
macht: „Unternehmen verzeihen Ein­
schränkungen immer weniger.“ 

Momentan ist „länger auf dem Ar­
beitsmarkt bleiben“ für viele Men­
schen nämlich nicht damit gleichbe­
deutend, dass sie arbeiten, sondern 
vielmehr damit, dass sie länger arbeits­
los sind. Insgesamt ist die Zahl der 
Langzeitbeschäftigungslosen gestie­
gen, zwischen 2008 und 2017 hat sich 
ihre Zahl fast verdreifacht. Haben es 
vergangene Regierungen verabsäumt, 
die Konsequenzen der Pensionsrefor­
men abzufedern? Es sei durchaus eini­
ges geschehen, bestehende Modelle 
etwa zur Rehabilitation seien stark 
weiterentwickelt worden, meint AK-
Expertin Hofbauer. „Aber es ist ein­
fach schwer, die Betriebe wirklich da­
für zu gewinnen.“ 

Eine weitere große Herausforde­
rung für die Arbeitsmarktpolitik ist die 
Tatsache, dass der Arbeitsmarkt dyna­
mischer geworden ist. Das erhöht die 
Anforderungen an das AMS im Allge­
meinen – und im Besonderen, was 
Qualifizierungsmaßnahmen betrifft. 
WIFO-Experte Mahringer formuliert 
es folgendermaßen: „Wenn man einen 
flexiblen Arbeitsmarkt haben will, und 
den braucht man für eine flexible 
Wirtschaft, dann ist es gut, die Leute, 
die flexibel sein sollen, gut zu behan­
deln. Denn sonst werden sie sich davor 
scheuen, flexibel zu sein.“ 

Fördern und fordern

Eine Form dieser guten Behandlung be­
stehe darin, die Risiken für die Arbeit­
nehmerInnen nicht zu groß werden zu 
lassen. „Das kann man mit einer guten 
Existenzsicherung machen.“ Zwar ge­
steht Mahringer ein, dass es ein Span­
nungsfeld zwischen guter Existenzsiche­
rung und ausreichenden Arbeitsanreizen 
gibt, sprich dass es sich lohnt, arbeiten 
zu gehen. Hier sind die Löhne freilich 
ein wichtiger Aspekt. Mahringer ergänzt 
dies um eine „aktive Arbeitsmarktpoli­
tik, die fördernd und fordernd ist“. Just 
hier setzt die Regierung den Rotstift an. 
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Eine Folge des dynamischen Ar­
beitsmarktes ist, dass Arbeitslosigkeit 
kein Randgruppenrisiko mehr ist. „In­
nerhalb von zehn Jahren ist nahezu die 
Hälfte der Arbeitskräfte irgendwann 
einmal von Arbeitslosigkeit betroffen“, 
hält Mahringer fest. Vor diesem Hin­
tergrund hält AK-Expertin Hofbauer 
die Infragestellung des Berufs- und 
Einkommensschutzes für kontrapro­
duktiv. Der Berufsschutz sei ohnehin 
nicht mehr sehr stark, dieser gelte schon 
jetzt nur noch für 100 Tage. Der Ein­
kommensschutz wiederum spiele eine 
sehr wichtige Rolle: „Bei diesem dyna­
mischen Arbeitsmarkt darf Arbeitslo­
sigkeit nicht sofort dazu führen, dass 
sich dein Status massiv verschlechtert – 
und er verschlechtert sich eh sofort.“ 
Die Statussicherung sei ein wesentli­
ches Ziel, „denn sonst geht die Spirale 
einfach nach unten“, warnt Hofbauer. 
Eine Folge: „Es geht ganz viel Hu­
mankapital verloren.“ Kurzum, es wer­
den Fachkräfte vernichtet. 

Mit der türkis-blauen Regierung er­
lebt Österreich ein Revival des Nullde­
fizits. Dies lässt befürchten, dass für 
Investitionen nicht allzu viel Spielraum 
bestehen wird. Dabei würde es gerade 
diese brauchen, um die gerne bemühte 
Wahlfreiheit für Frauen zu ermögli­
chen. Ob in der Kinderbetreuung, der 
Pflege oder der Bildung: Für Ingrid 
Moritz ist hier schon in der Vergangen­
heit zu wenig weitergegangen. Die AK-
Frauenexpertin hält fest: „Wenn man 
dies gut lösen will, dann muss da ein­
fach viel Geld reinfließen. Weil das sind 
Jobs, die eine hohe Qualität erfordern, 
gute Ausbildungen und natürlich auch 
eine gute Bezahlung. Und genau das 
geschieht nicht.“ Vielmehr werde es 
wieder stärker den Frauen zugescho­
ben, sich um diese Dinge zu kümmern: 
Tagesmütter sollen gefördert, Au-pairs 
leichter eingesetzt werden können, 
Ganztagsschulen erst ab der Mittel­
schule ausgebaut werden. 

„Das ist eigentlich eine ziemliche 
Watsch’n für die Frauen“, findet Mo­
ritz. „Man macht permanent Druck auf 
die Frauen und putzt sich eigentlich 
ziemlich elegant ab, dass die notwendi­
gen Investitionen nicht passieren.“ Für 
die Frauenexpertin ist klar, was nötig 
wäre. Um den weiteren Ausbau der 

Kinderbetreuung voranzutreiben und 
dies den Gemeinden auch finanziell zu 
ermöglichen, müsse man die Aufgaben­
orientierung im Finanzausgleich ernst­
haft angehen. Auch in die mobilen 
Dienste in der Pflege müsse investiert 
werden sowie in die Pflege insgesamt. 
Die Arbeit auf 24-Stunden-Pflegerin­
nen auszulagern hält Moritz aus vielen 
Gründen für problematisch, von der 
prekären Situation dieser Menschen 
angefangen bis hin zur mangelnden 
Qualitätssicherung. Dass auch noch die 
Familienbeihilfe für die Kinder gekürzt 
werden soll, die sie in der Heimat zu­
rücklassen müssen, ärgert sie zusätzlich. 

Fehlende Quote

Beunruhigt ist Ingrid Moritz darüber, 
dass im Regierungsprogramm die Quote 
für AMS-Förderungen nicht mehr ent­
halten ist. Bisher war dem AMS vorge­
schrieben, 50 Prozent der Mittel für frau­
enspezifische Maßnahmen einzusetzen. 
„Laut Statistik sind Frauen zwar weniger 
von Arbeitslosigkeit betroffen, aber es 
gibt halt auch mehr unsichtbare Arbeits­
losigkeit der Frauen und andere Benach­
teiligungen“, so Moritz. Mit der Quote 
sollte dies ausgeglichen werden. „In der 
Arbeitsmarktförderung hat es irrsinnig 
wichtige Programme gegeben.“ Als Bei­
spiel nennt sie das Programm „Fit – Frau­
en in technische Berufe“. „Da wird jetzt 
möglicherweise einiges eingespart“, be­
fürchtet die Frauenexpertin. 

WIFO-Experte Mahringer be­
schreibt das Spannungsfeld der türkis-
blauen Frauenpolitik folgendermaßen: 
„Ich glaube, da muss man auf eine kon­
sistente Politik achten. Es ist zum Bei­
spiel in der Gesamtpolitik-Konzeption 
relativ ineffizient, wenn man zugleich 
lange Karenzunterbrechungen forciert 
und zugleich Reintegrationsbemühun­
gen für Wiedereinsteigerinnen setzt. 
Das beißt sich.“ Im Regierungspro­
gramm steht „ein bisschen kryptisch“, 
so Moritz, dass der Kündigungsschutz 
bei der längstmöglichen Variante des 
Kinderbetreuungsgeldes verändert wer­
den soll. „Das heißt eigentlich, dass 
man es leichter möglich machen will, 
länger in Karenz zu gehen“, so die AK-
Expertin. Das aber sei eine „typische 
Falle“. Denn zahllose Studien haben 
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eindeutig belegt, dass das lange Fern­
bleiben von Frauen vom Arbeitsmarkt 
ihre Wiedereinstiegschancen massiv 
schmälert. 

Doch zurück zu den Sanktionen, 
die von der Regierung als wesentliches 
Instrument zur Bekämpfung der Ar­
beitslosigkeit propagiert werden: Inwie­
weit kann dieses den Anspruch erfüllen, 
dass Menschen schneller wieder einen 
Job annehmen? Das WIFO hat sich das 
genauer angesehen, das Ergebnis fasst 
Mahringer vorsichtig, aber doch klar 
zusammen: „Man findet keine Evidenz 
dafür, dass mehr Sanktionen markant 
dazu beitragen würden, dass die Leute 
eher in Arbeit zurückgehen.“ 

Den verstärkten Druck auf Arbeits­
lose hält AK-Expertin Hofbauer für 
das falsche Instrument. „Die Verschär­
fung der Zumutbarkeitsbestimmun­
gen geht einfach am Problem vorbei, 
weil es genügend Menschen gibt, die 
von Arbeitgebern nicht eingestellt wer­
den“, so Hofbauer. Die Betriebe müss­
ten gute Arbeitsbedingungen bieten, 
damit Menschen die Arbeit auch an­
nehmen wollen bzw. dazu bereit sind, 
sogar ihren Wohnsitz zumindest tem­
porär zu verlegen und dafür vielleicht 
sogar die Familie zu verlassen. Im Tou­
rismus etwa, der momentan laut nach 
Fachkräften ruft, sieht sie genau in den 
schlechten Arbeitsbedingungen und 
der schlechten Bezahlung das eigentli­
che Problem. 

Gute Betreuung zentral

Die Forschung hat zahlreiche Instru­
mente ausgemacht, die sinnvoll sind, 
damit Arbeitslose möglichst rasch wie­
der Beschäftigung finden. Es mag wenig 
erstaunlich sein, und doch ist es wich­
tig, dass dies wissenschaftlich unter­
sucht wurde: Ein wichtiger Punkt ist 
eine gute Betreuung durch das AMS, 
sprich eine ausreichende Ausstattung an 
Ressourcen. „Das ist auch insofern plau­
sibel, als mehr Betreuung automatisch 
höhere Anforderungen für die Arbeits­
losen mit sich bringt“, so Mahringer. 
Auch die Beratung wird so logischer­
weise besser. „Die Menschen kriegen 
früher und mehr Vermittlungsvorschlä­
ge und Weiterbildungsmaßnahmen“, so 
Mahringer. Der WIFO-Experte ver­

weist zudem auf einen Nebeneffekt, der 
durchaus im Sinne der Regierungspläne 
wäre: „Das Interessante ist, dass man 
zwei Aspekte gleichzeitig erreicht: Man 
hat eine plausiblere Prüfung, woran es 
liegt, dass Menschen keinen Job finden: 
Werden sie zu wenig unterstützt? Brau­
chen sie eine andere Maßnahme? Oder 
wollen sie nicht?“ Und: „Gerade bei 
Langzeitarbeitslosen erhöht die Be­
ratung die Chancen, dass sie Arbeit 
finden.“ 

Umdenken nötig

Vor allem brauche es ein Umdenken, 
meint Mahringer: „Sowohl Arbeitskräf­
te als auch Unternehmen müssen einen 
neuen Umgang mit dem Thema Aging 
lernen. Die Arbeitskräfte müssen eine 
Perspektive für eine längere Erwerbs­
phase entwickeln, die Betriebe müssen 
sich überlegen, wie sie die Arbeitsplätze 
gestalten. Und natürlich braucht es auch 
eine Reihe von Maßnahmen von der 
öffentlichen Hand, beginnend mit Bil­
dungsmaßnahmen bis hin zu gesund­
heitspolitischen Maßnahmen.“ Es gehe 
nicht nur darum anzusetzen, wenn 
Menschen bereits arbeitslos sind, son­
dern „noch bevor ein Arbeitsplatzverlust 
eintritt oder auch nur droht“. So könne 
man für die Betriebe Anreize setzen, da­
mit sie „bestimmte Personengruppen 
länger in der Belegschaft halten. Da gibt 
es ein Set an Maßnahmen, wo man bei 
Weitem noch nicht alles ausgeschöpft 
hat“, so Mahringer. 

Gerade Maßnahmen für Langzeit­
arbeitslose zu kürzen, wie es die Aktion 
20.000 ist, scheint vor diesem Hinter­
grund umso fragwürdiger. Die von den 
Regierungsparteien immer wieder ins 
Spiel gebrachte gemeinnützige Arbeit 
für Langzeitarbeitslose ist für AK-Ex­
pertin Hofbauer keine Alternative. 
„Die Aktion 20.000 bietet kollektiv­
vertraglich entlohnte und sozialversi­
cherungspflichtige Arbeitsverhältnisse, 
für gemeinnützige Arbeit kriegst du 
nichts“, erklärt die AK-Expertin den 
Unterschied. Ein weiterer Vorteil der 
Aktion: Die Langzeitarbeitslosen 
erwerben wieder einen Anspruch in 
der Arbeitslosenversicherung. „Dann 
kehrst du zurück von der Notstands­
hilfe in den Arbeitslosengeldbezug. 

Offene Stellen 
59.000



11Arbeit&Wirtschaft 2/2018 11

Zwar ist auch in der Krise die Beschäftigung 
angestiegen. Doch erst seit relativ kurzer 
Zeit wächst auch der Arbeitsmarkt. Die 
Lücke bleibt aber weiterhin groß. Vor allem 
für Gruppen, die es an sich schon schwer am 
Arbeitsmarkt haben, ist es noch viel 
schwerer geworden: Vor allem Ältere, 
Geringqualifizierte oder Menschen mit 
Behinderung haben große Schwierigkeiten, 
einen Job zu finden. 

Arbeitslose 
379.000

Das ist ein riesiger Unterschied, weil 
du hast ein Arbeitsverhältnis mit ei­
nem Urlaubsanspruch und den ande­
ren Dingen, die halt ein Arbeitsver­
hältnis ausmachen.“ Für Hofbauer 
deutet sehr viel darauf hin, dass die 
neue Regierung sich in Richtung des 
Hartz-IV-Modells bewegt. Die Ab­
schaffung der Notstandshilfe, stattdes­
sen die Mindestsicherung anzuwen­
den, führt dazu, dass Langzeitarbeits­
lose noch mehr finanzielle Einbußen 
in Kauf nehmen müssen. Schließlich 
ist die Notstandshilfe an das vorherige 
Einkommen gekoppelt, die Mindest­
sicherung hingegen ist ein fixer Betrag.

Die eigentliche Herausforderung

Für Hofbauer hätte die Aktion 20.000 
noch weitergehende positive Effekte, 
nämlich dass in Gemeinden nun sinn­
volle Aktivitäten möglich wurden, die 
es bisher nicht gegeben hat. „Dann 
überlegt man sich vielleicht auch, die­
sen Job doch dauerhaft zu schaffen, weil 
es einen so großen Mehrwert bringt, für 
das Klima in der Gemeinde, für die Be­
treuung der Älteren oder für den 
Schwimmbadbetrieb.“ So können dau­
erhaft Arbeitsplätze geschaffen werden 
– und genau das ist die eigentliche He­
rausforderung am Arbeitsmarkt. Diese 
Aufgabe muss man keineswegs nur der 
öffentlichen Hand zuschreiben, diese 
kann allerdings durchaus die Rolle als 
Impulsgeber spielen.

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
sonja.fercher@oegb.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at

mailto:sonja.fercher%40oegb.at?subject=
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D
ie neue Bundesregierung hat sich 
mit dem sogenannten „Arbeitslo­
sengeld neu“ eine tiefgreifende 
Umgestaltung der Arbeitslosen­

versicherung in Österreich vorgenom­
men. Diese Absicht hat gleich zu Beginn 
der Legislaturperiode zu ersten Mei­
nungsverschiedenheiten in der Regie­
rung selbst und zu recht heftiger Ableh­
nung in der Öffentlichkeit geführt. Am 
Ende steht ein Appell der Regierungs­
spitzen, man möge sie doch jetzt einmal 
in Ruhe bis Ende des Jahres daran arbei­
ten lassen. Ob man diesem Wunsch der 
Regierung entsprechen sollte, ist fraglich. 
Denn obwohl das Regierungsüberein­
kommen wenig Konkretes enthält, ist 
doch eine grundlegende Änderung der 
existenziellen Absicherung von erwerbs­
arbeitslosen Menschen zu erwarten. Das 
betrifft zunächst Menschen, die ohne 
Erwerbsarbeit sind. Die Auswirkungen 
der angekündigten Einschnitte in die Ar­
beitslosenversicherung werden aber auch 
die Beschäftigten deutlich zu spüren be­
kommen.

Abbau des Schutzniveaus

Zunächst soll ein degressiv gestaltetes 
Arbeitslosengeld geschaffen werden, in 
das die Notstandshilfe integriert wird. 
Diese Festlegung durch die Regierungs­
spitzen am Ende ihrer Regierungsklausur 
am 5. Jänner 2018 beseitigt jeden Zwei­
fel: Die Notstandshilfe soll abgeschafft 

und durch die Mindestsicherung ersetzt 
werden. Die Wirkungen eines solchen 
Abbaus der Schutzniveaus der Arbeitslo­
senversicherung lassen sich in Deutsch­
land an den Folgen der sogenannten 
Hartz-IV-Reform gut ablesen. Zusam­
mengefasst laufen sie auf eine deutlich 
erhöhte Armutsgefahr für Arbeitsuchen­
de hinaus und auf die Abkoppelung der 
Langzeitarbeitslosen vom sozialen und 
wirtschaftlichen Fortschritt – in Öster­
reich immerhin rund 160.000 Betroffe­
ne und ihre Familien. Denn Mindestsi­
cherung beziehen zu wollen bedeutet, 
Erspartes bis zu einem Betrag von rund 
4.300 Euro aufbrauchen zu müssen. Es 
bedeutet den Zugriff der Bundesländer 
auf das mühsam erarbeitete Eigenheim. 
Und es bedeutet in den meisten Fällen 
den Zwangsverkauf des Autos.

Zu BittstellerInnen degradiert

Menschen, die entweder am Beginn ih­
rer Erwerbstätigkeit stehen und es – wie 
etwa die „Generation Praktikum“ – 
schwer haben, eine stabile Beschäftigung 
zu finden, oder unter Umständen Men­
schen nach jahrzehntelanger Erwerbsar­
beit würden nach 20 bis 52 Wochen Ar­
beitslosengeldbezug Rechtsansprüche 
gegenüber der Sozialversicherung verlie­
ren. Sie würden zu Bittstellerinnen und 
Bittstellern in einem Fürsorgesystem de­
gradiert. Dieser Statusverlust wiederum 
hat erhebliche negative soziale und ge­
sundheitliche Folgen für die Betroffenen 
– doch nicht nur für sie, sondern auch 
für die gesamte Gesellschaft. Denn stei­
gende Armut bedeutet auch steigende 
Kinderarmut, die langfristig größte 

Nachteile für die gesamte soziale und 
wirtschaftliche Entwicklung in einem 
Land hat – von den Schäden für den ge­
sellschaftlichen Zusammenhalt durch 
Entfremdung und Radikalisierung gar 
nicht zu reden.

Gefahr von Altersarmut

Am Ende steht die große Gefahr von Al­
tersarmut für all diejenigen, die in ihrem 
Erwerbsleben länger oder häufiger ar­
beitslos waren. Denn über die Mindest­
sicherung werden, im Gegensatz zur 
Notstandshilfe, keine Versicherungszei­
ten in der Pensionsversicherung erwor­
ben. Das bedeutet für die Betroffenen 
zweierlei: später in Pension gehen zu kön­
nen und dafür auch noch niedrigere Pen­
sionen zu erhalten. Das arbeitsmarktpo­
litische Versprechen der Hartz-IV-Ge­
setzgebung wurde nicht eingelöst: die 
Beseitigung der Langzeitarbeitslosigkeit. 
Sie hat sich in Deutschland nur verfes­
tigt. Rund 1,5 Millionen Arbeitsuchen­
de haben auch im bereits längeren Wirt­
schaftsaufschwung in Deutschland keine 
Chance, aus der Grundsicherung heraus­
zukommen. Kein Wunder, zeigen doch 
viele Forschungen, dass es nicht hoher 
existenzieller Druck ist, der Arbeitslose 
wieder in die Beschäftigung bringt. Viel­
mehr leistet dies ein ausreichendes An­
gebot an offenen Arbeitsplätzen, eine 
gute Unterstützung bei der Arbeitsuche 
und das Ausgleichen von Defiziten beim 
beruflichen Wissen und Können.

Doch damit nicht genug: Längere 
Versicherung in der Arbeitslosenversi­
cherung soll zu längerem und höherem 
Arbeitslosengeld führen. Das bedeutet 

Gernot Mitter
Abteilung Arbeitsmarkt und Integration der 

AK Wien

Politik der Entsolidarisierung
Die Pläne der Regierung für ein „Arbeitslosengeld neu“ lassen sich auf einen Punkt 

bringen: auf die Arbeitslosen zielen, die Beschäftigten treffen. 
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nichts anderes, als dass nicht nur die 
Dauer des Bezuges von Arbeitslosen­
geld von der Zahl der erworbenen Ver­
sicherungsmonate abhängt, sondern 
auch die Höhe des Arbeitslosengeldes. 
Das würde sich nur schwer mit dem 
Äquivalenzprinzip, einem Wesenskern der 
Sozialversicherung, vertragen und Men­
schen, die nur kurze Beschäftigung fin­
den, systematisch benachteiligen. Das 
trifft neben den klassischen Saisonar­
beitnehmerInnen in Bau und Touris­
mus mittlerweile auch Leiharbeitneh­
merInnen und Beschäftigte in allen 
Branchen, BerufseinsteigerInnen und 
Menschen, die in der Erwachsenenbil­
dung, der Wissenschaft oder im Kultur­
bereich arbeiten. 

Härtere Sanktionen zu befürchten

Zudem sollen die Zumutbarkeitsbestim­
mungen vor allem beim Einkommens- 
und Berufsschutz verschärft werden. 
Schon jetzt muten die geltenden Zumut­
barkeitsregeln ArbeitnehmerInnen zu, 
auf ein Fünftel ihres früheren Einkom­
mens zu verzichten. Dies gilt allerdings 
nur, wenn sie innerhalb der ersten 100 
Tage wieder einen Job finden. Gelingt 
ihnen das nicht, müssen sie sogar auf ein 
Viertel ihres früheren Einkommens ver­
zichten. ArbeitnehmerInnen sollen also 
noch höhere Einkommensverluste bei 
einer Neubeschäftigung akzeptieren 
müssen, und zwar schon nach kurzer 
Arbeitslosigkeit. Dazu passt, dass die 
„Wirksamkeit“ der Sanktionen bei Ver­
stößen erhöht werden soll. Noch härte­
re Sanktionen als den Verlust der Geld­
leistung aus der Arbeitslosenversiche­

rung für sechs bzw. acht Wochen sind 
also zu befürchten. 

Neben diesen Eingriffen sollen auch 
noch ein paar „Kleinigkeiten“ mit er­
heblichen Auswirkungen für die Betrof­
fenen eingeführt werden. Ist man ar­
beitslos, werden die Zeiten des Bezuges 
von Arbeitslosengeld als Versicherungs­
zeiten in der Pensionsversicherung an­
gerechnet. 

In Zukunft sollen nur noch zwei 
Jahre berücksichtigt werden. Für einen 
Bauarbeiter mit drei bis vier Monaten 
saisonbedingter Arbeitslosigkeit würde 
das etwa bedeuten, dass nach drei bis 
vier Jahren Berufstätigkeit in dieser 
Branche jede Winterarbeitslosigkeit sei­
ne Pension verringert. Die zeitliche Be­
schränkung des geringfügigen Zuver­
dienstes zum Arbeitslosengeld und die 
Anrechnung von Krankenständen auf 
die Bezugsdauer beim Arbeitslosengeld 
runden das Bild eines gegen die Interes­
sen von Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmern gerichteten Umbaus der Ar­
beitslosenversicherung nur noch ab. 

Politik der Angst und Spaltung

Die für diese Reformen vorgebrachten 
Argumente – „wer mehr und länger ein­
zahlt, soll auch mehr und länger die Leis­
tung bekommen“ und „Durchschum­
meln darf es nicht mehr geben“ – haben 
einen klaren Zweck: Nachdem es mit 
der Entsolidarisierung zwischen den 
„Eigenen“ und den „Fremden“ bei den 
letzten Nationalratswahlen für die Re­
gierungsparteien schon so gut gelaufen 
ist, soll weiter auf eine Politik der Angst 
und der gesellschaftlichen Spaltung ge­

setzt werden. Dieses Mal zielt die Ent­
solidarisierungspolitik auf die Arbeit­
nehmerInnen und ihre Vertretungen. 
Denn neben den zum Teil verheerenden 
Wirkungen der Hartz-IV-Reform vor 
mittlerweile mehr als zehn Jahren für die 
unmittelbar Betroffenen kann in 
Deutschland noch etwas anderes beob­
achtet werden: ein deutlicher Anstieg der 
Niedriglohnbeschäftigung mit so nied­
rigen Stundenlöhnen, dass letztlich sogar 
die konservativen Parteien aus wirt­
schaftlichen Überlegungen – es geht ja 
auch um den Binnenkonsum – einem 
gesetzlichen Mindestlohn zustimmen 
mussten. Dazu kommt eine Reallohn­
entwicklung, die hinter den erzielbaren 
und volkswirtschaftlich auch notwendi­
gen Steigerungen zurückbleibt. 

Ein System, das für die Betroffenen 
raschen und tiefen sozialen Abstieg bei 
Arbeitslosigkeit bereithält, diszipliniert 
ArbeitnehmerInnen, macht sie gefügig, 
lässt sie Lohn- und Arbeitsbedingungen 
akzeptieren, die sie sonst nicht hinneh­
men würden. Das aber schwächt auch 
die Gewerkschaften. Mit Angst lässt 
sich eben trefflich Profit machen – zu­
mindest kurzfristig. Und nichts anderes 
sagt ja auch die Industriellenvereini­
gung, vor gut einem Jahr gefragt, was 
sie denn von Hartz IV in Österreich 
halten würde: Das sei gut, denn in 
Deutschland seien dadurch die Lohn­
stückkosten gesunken. 

Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor
gernot.mitter@akwien.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at
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A
ls Fachbereichssekretärin der vida 
betreut Ursula Woditschka die 
privaten Dienstleistungen. Sie hat 
dabei mit unterschiedlichen Be­

rufen zu tun – das reicht vom Reini­
gungsgewerbe über die Pediküre bis hin 
zu den FriseurInnen. Was allen diesen 
Tätigkeiten gemeinsam ist: Sie sind ver­
hältnismäßig schlecht bezahlt, Vollzeit­
arbeit gibt es kaum. „In diesen Berufen 
werden in der Regel nur Teilzeitjobs an­
geboten, egal ob für Jung oder Alt“, er­
klärt Woditschka. 

Dringender Bedarf

Vor allem junge Menschen würden drin­
gend eine Vollzeitstelle benötigen, um 
entsprechend zu verdienen. Noch dazu 

wird trotz Teilzeit ein Höchstmaß an Fle­
xibilität von den Arbeitskräften gefordert 
– sich die Arbeitszeit selbst einteilen zu 
können, das ist eher die Ausnahme. Die 
vida-Expertin: „Teilzeit bedeutet im Nor­
malfall leider nicht, dass sie geregelt ist 
und im Vorhinein klar wäre, wann gear­
beitet werden muss. Die Zeit wird meis­
tens von den Arbeitgebern sehr kurzfris­
tig eingeteilt.“

Teilzeit und hohe Konkurrenz

Der Verdienst im Reinigungsgewerbe be­
trägt zwischen acht und neun Euro brut­
to pro Stunde. „Die Tendenz geht in 
Richtung neun Euro und die Untergren­
ze von 1.500 Euro brutto pro Monat ist 
mittlerweile erreicht“, sagt Ursula Wo­
ditschka. Doch freilich kann dieser Mo­
natslohn nur mit einer 40-Stunden-Wo­
che erarbeitet werden. Ähnliches gilt bei 

den FriseurInnen. Hier werden zu viele 
Lehrlinge für den Markt ausgebildet. Das 
FriseurInnen-Personal eines Ladens wird 
relativ häufig ausgewechselt – FriseurIn­
nen, die angestellt und älter als 35 Jahre 
sind, haben eher Seltenheitswert. Wer in 
diesem Beruf weiterarbeiten will, wird 
zumeist selbstständig. Auch deshalb gibt 
es zu viele Läden – egal ob größer oder 
kleiner –, die sich einander das Leben 
schwer machen und die Preise drücken. 

Wechseln FriseurInnen den Laden, 
dann sollten sie am besten ihren Kun­
dInnenstock mitbringen und die Ein­
nahmen des Geschäfts vergrößern. Ge­
wöhnlich gibt es bei den FriseurInnen 
Teilzeitverträge: Wer bloß einen kleinen 
KundInnenstock hat, erhält auch nur 
wenige Stunden. Die Chance auf eine 
Vollzeitbeschäftigung ist daher gering. 
Das Trinkgeld hat einen entscheidenden 
Anteil am Einkommen. Doch davon 

Christian Resei
Freier Journalist

Damit sich Arbeiten wieder lohnt! ©
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Wer nur Mindestlohn verdient, Teilzeit arbeitet und auch noch Kinder hat, muss sich 
überlegen, ob es sich überhaupt auszahlt, erwerbstätig zu sein.
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werden keine Sozialabgaben bezahlt. 
Auf Dauer ist das problematisch. „In der 
aktiven Arbeitsphase leben viele Men­
schen knapp oberhalb des Existenzmini­
mums und können mehr schlecht als 
recht überleben“, sagt Woditschka. 
Doch spätestens in der Pension ist es ein 
Leben unterhalb der Armutsschwelle.

Kalkulierter Zugang zur Arbeit 

In Österreich kann der Sozialstaat noch 
ein Mindestmaß an sozialer Sicherheit 
bieten. Die Differenz zwischen den Leis­
tungen für Arbeitslose und dem Arbeits­
einkommen ist dann in manchen Fällen 
gering. „Zwar gilt: Wer alleine lebt und 
Vollzeit arbeitet, der verdient mit dem 
Mindestlohn mehr als in der Arbeitslo­
sigkeit oder in der Mindestsicherung“, 
erklärt Thomas Leoni, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter im WIFO (Österreichisches 
Institut für Wirtschaftsforschung). Bei 
Menschen aber, die Anspruch auf Kin­
derzuschläge haben und nur Teilzeit ar­
beiten können, verschwinden die Unter­
schiede nahezu komplett. „Inaktivitäts­
falle“ nennen das ExpertInnen. Ähnlich 
verhält es sich bei ArbeitnehmerInnen, 
die nicht unter einen Kollektivvertrag 
fallen, und bei Menschen, die nicht kon­
tinuierlich oder im größeren Ausmaß be­
schäftigt sind.

Ursula Woditschka wird mit diesem 
Dilemma auch in ihrer Praxis konfron­
tiert: „Wenn sich eine Alleinerziehende 
von ihrem Arbeitslohn nicht einmal et­
was leisten kann, etwa einen Urlaub 
oder am Wochenende eine Kinderbe­
treuung, dann kommt es vor, dass sie zu 
rechnen beginnt.“ Viele überlegen 
dann, wie viele Stunden sie arbeiten 
müssen, um Unterstützungen nicht zu 
verlieren. Nicht alle Berufssparten sind 
gleich stark betroffen. Eine Konzentra­
tion gibt es im Dienstleistungssektor 
unter VerkäuferInnen, Bürokräften, Fri­
seurInnen, HilfsarbeiterInnen und Mit­
arbeiterInnen im Fitnesscenter. Beson­
ders Frauen, MigrantInnen und Men­
schen, die über keine höhere Ausbil­
dung verfügen, sind betroffen. Über 35 
Prozent der ArbeitnehmerInnen mit le­
diglich Pflichtschulabschluss arbeiten 
für einen Niedriglohn. Unter Teilzeitbe­
schäftigten beträgt der Anteil der Nied­
riglöhnerInnen 27,5 Prozent. Bei Voll­

zeitbeschäftigten sind es weniger als 
zehn Prozent.

Warum so wenig bezahlt wird, er­
klärt Thomas Leoni: „Haushaltsnahe 
Leistungen werden gesellschaftlich 
nicht besonders wertgeschätzt, denn 
das wird ja daheim ohnehin gemacht. 
Das gilt auch bei der Betreuung von 
Kindern oder bei der Altenpflege.“ 
Ähnliches trifft auch im Reinigungsge­
werbe oder auch bei den FriseurInnen 
zu. Obwohl es in manchen Sonntagsre­
den anders ausgedrückt wird, legt die 
Gesellschaft relativ wenig Wert auf die 
gerechte Entlohnung dieser Dienste. 
Dazu kommt, dass viele der betroffe­
nen Branchen gewerkschaftlich schwer 
zu organisieren sind. „Die Betriebe sind 
in der Regel sehr klein“, erklärt Wo­
ditschka. „Im Dienstleistungsbereich 
arbeiten oft nicht mehr als fünf Perso­
nen in einer Filiale. Betriebe mit 20 
oder mehr MitarbeiterInnen sind leich­
ter zu betreuen.“ 

Schlecht erreichbar

Nachdem jene ArbeitnehmerInnen oft 
direkt „am Menschen“ arbeiten und die 
Dienstleistungen oft in kleinen Betrie­
ben erbracht werden, sind die Mitarbei­
terInnen während der Geschäftszeit 
kaum erreichbar. Sie können nicht ein­
fach unterbrechen und ein Gespräch 
führen, das nichts mit den KundInnen 
zu tun hat. „In vielen anderen Branchen 
ist das etwas leichter. Dort können wir 
schon mit einem Besuch mehr Men­
schen erreichen“, erklärt Woditschka. 

Es ist tendenziell schwieriger ge­
worden, Gewerkschaftsmitglieder zu 
werben. Die Errungenschaften der Ar­
beiterInnenbewegung sind im Laufe 
der Jahrzehnte zur Selbstverständlich­
keit geworden. Junge Menschen wissen 
oft gar nicht mehr, wie sich die 
40-Stunden-Woche entwickelt hat, wie 
Urlaubs- oder Weihnachtsgeld zustan­
de kamen oder weshalb es heute fünf 
bis sechs Wochen Urlaub gibt. „Jeder 
weiß, dass er das Recht darauf hat, aber 
wie diese Rechte seinerzeit von Men­
schen erstritten wurden, das weiß heu­
te keiner mehr“, erklärt Ursula Wo­
ditschka. 

Auch bei den Kollektivvertragsver­
handlungen gelten andere Rahmenbe­

dingungen als in den klassischen ge­
werkschaftlich organisierten Bereichen. 
Bei den Metallern können sich die Ver­
handlungspartner an Umsätzen, an tat­
sächlichen Verkäufen, künftigen Ge­
schäften, Bestellungen oder an Expor­
ten orientieren. Konjunkturprognosen 
lassen sich hier leichter erstellen. Das 
ist im Dienstleistungsbereich schwieri­
ger. Es gibt viel weniger verfügbare Da­
ten. „Besonders bei den FriseurInnen 
gibt es sehr wenige Wirtschaftszahlen“, 
weiß Woditschka. Denn die meisten 
Unternehmen sind Kleinstbetriebe, die 
ihre Geschäfte nicht offenlegen. „Da­
her ist nicht bekannt, wie viel Geld 
diese Branche umsetzt und an Gewin­
nen lukriert.“ Auch ist der Produktivi­
tätsfortschritt in Branchen, die beson­
ders Technologie und Maschinen ein­
setzen, höher als bei den personenbezo­
genen Dienstleistungen.

„Wir orientieren uns bei den Ver­
handlungen an der Inflationsrate. Da 
wird ein Anteil aufgeschlagen, um die 
Kaufkraft zu stärken“, sagt Ursula Wo­
ditschka. „Es wird dann nicht wie auf 
einem Bazar gefeilscht, sondern es geht 
darum, realistische Preise umzusetzen. 
Wir wollen höher als die Inflationsrate 
abschließen, damit den Menschen et­
was im Börserl bleibt.“ Der Unter­
schied zwischen Leistungen für Ar­
beitslose und Arbeitseinkommen sollte 
größer werden. Aber dies sollte nicht 
durch Kürzungen des Arbeitslosengel­
des, sondern durch die Erhöhung der 
Löhne und Gehälter erfolgen. 

Öffentliche Hand als Vorbild

Hier könnte die öffentliche Hand mit 
gutem Beispiel vorangehen. Denn viele 
Menschen, die wenig verdienen, arbeiten 
in der Alten- oder Kinderbetreuung oder 
im Pflegesystem. Hier werden die Lohn­
erhöhungen direkt oder indirekt mit der 
öffentlichen Hand verhandelt. „Es wäre 
ein richtiges Signal, wenn diese Einkom­
men adäquat angehoben werden“, sagt 
Thomas Leoni.

Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor
resei@gmx.de

oder die Redaktion
aw@oegb.at 

mailto:resei%40gmx.de?subject=
mailto:romana.brait%40akwien.at?subject=
mailto:aw@oegb.at
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Ablenkungsmanöver
Die Abschaffung der Notstandshilfe trifft die Mittelschicht mit voller Wucht – und 

sie verschiebt den Blick weg von einer Vermögenssteuer für die Superreichen. 

 

D
ie meisten Arbeitslosen sind ver­
mögensarm: Die Hälfte besitzt 
weniger als 2.200 Euro Nettover­
mögen. Diese Maßnahme hat al­

lerdings große Auswirkungen auf die Mit­
telschicht. Sie trifft jene, die das Pech 
hatten, nach dem Jobverlust etwa wegen 
ihres Alters keinen Arbeitsplatz zu finden, 
aber vielleicht am Land ein bescheidenes 
Eigenheim aufgebaut haben. Die Über­
legung, diesen noch etwas wegzunehmen, 
verschiebt den Blick weg von einer Ver­
mögenssteuer für die Superreichen hin 
zu Menschen mit einem Notgroschen 
oder einem Auto.

Notwendigste materielle Absicherung

Doch zunächst einmal einen Schritt zu­
rück. Die Streichung der Notstandshilfe 
bedeutet, dass Betroffene zunächst ihr 
Vermögen bis zu rund 4.000 Euro auf­
brauchen müssen, um die Mindestsiche­
rung als letzten Rettungsring in Anspruch 
nehmen zu können. Die Daten zeigen 
eindeutig: Der Großteil der Arbeitslosen 
kann privat nur auf die notwendigste ma­
terielle Absicherung zurückgreifen. Wenn 
etwas Vermögen vorhanden ist, handelt 
es sich oft um ein Eigenheim. Eigenhei­
me in „angemessener“ Größe müssen 
zwar nicht verkauft werden, aber die Be­
hörde kann sich bei Bezug der Mindest­
sicherung ins Grundbuch eintragen las­
sen. Selbst wenn die Person mit Mindest­
sicherungsbezug dann wieder eine Arbeit 
findet, bleibt die Grundbuchseintragung 

weiter bestehen. Wird das Haus oder die 
Wohnung vererbt bzw. verkauft, holt sich 
die öffentliche Hand das ausbezahlte 
Geld zurück – das Vermögen wird also 
um den Betrag der Mindestsicherung 
„besteuert“. 

Für Fragen zu Vermögen ist die Ver­
mögenserhebung HFCS der Österreichi­
schen Nationalbank die beste Quelle. 
Sie ist die umfassendste Haushaltsbefra­
gung zur Finanzlage und zum Konsum­
verhalten von Haushalten. 

Vermögensarme Mehrheit

2014 wurden penibel die Vermögenswer­
te von österreichischen Haushalten erho­
ben. Bei den folgenden Berechnungen 
gelten jene Haushalte als arbeitslos, deren 
Referenzperson (mit der das Interview 
durchgeführt wurde) arbeitslos ist. Aller­
dings sind die Ergebnisse aufgrund der 
niedrigen Fallzahl mit großer Vorsicht zu 
interpretieren. Und doch lässt sich Fol­
gendes sagen: Die meisten arbeitslosen 
Haushalte sind vermögensarm. Die Hälf­
te der arbeitslosen Haushalte hat weniger 
als 2.200 Euro Nettovermögen (Sachver­
mögen plus Finanzvermögen minus 
Schulden). Sie gehören damit zu den 
ärmsten in Österreich. Denn dieses Ver­
mögen ist viel geringer als jenes der Ge­
samtbevölkerung, deren mittlerer Haus­
halt gut 85.000 Euro besitzt. 

Auch beim Durchschnitt zeigt sich 
diese Schieflage: Das durchschnittliche 
Nettovermögen von arbeitslosen Haus­
halten beträgt rund 40.000 Euro und ist 
damit weit geringer als das Durch­
schnittsvermögen aller österreichischen 
Haushalte, das bei etwa 260.000 Euro 

liegt. Weil die große Mehrheit der Ar­
beitslosen kaum Vermögen besitzt, 
wohnt sie meist zur Miete. Weniger als 
die Hälfte hat ein Auto, und wenn eines 
vorhanden ist, so ist dieses im Schnitt 
6.000 Euro wert. Auch das Finanzver­
mögen ist sehr gering: Die Hälfte der 
Arbeitslosen konnte weniger als 1.100 
Euro als Notgroschen zur Seite legen.  

Was Langzeitarbeitslose betrifft, fin­
den sich im Mikrozensus der Statistik 
Austria aufschlussreiche Daten. Dem­
nach besitzen rund 20.000 Langzeitar­
beitslose ein Haus oder eine Wohnung. 
Von allen Arbeitslosen (die also sowohl 
kürzer als auch länger als ein Jahr arbeits­
los sind) wohnen laut Mikrozensus nur 
etwa 27 Prozent im Eigentum. Das heißt, 
bei den meisten Langzeitarbeitslosen ist 
kaum etwas zu holen. Aber dort, wo die 
Mindestsicherung greift, trifft es die Mit­
telschicht, die durchaus etwas Vermögen 
aufgebaut hat. Dieses besteht hauptsäch­
lich aus einem Eigenheim, das mit zwei 
Dritteln den Löwenanteil des Nettover­
mögens der Arbeitslosen ausmacht. 

Langzeitarbeitslose betroffen

Die Streichung der Notstandshilfe trifft 
zudem Menschen, die das Pech hatten, 
ihren Arbeitsplatz zu verlieren und nicht 
innerhalb eines Jahres einen neuen zu 
finden – das sind die Langzeitarbeitslo­
sen. Besonders über 50-Jährige sind da­
von oft betroffen, gerade in ländlichen 
Regionen. Diese Gruppe hat auch am 
ehesten bereits ein bescheidenes, abbe­
zahltes Eigenheim, ein Auto, um mobil 
zu sein, und ein Sparbuch für unerwar­
tete Reparaturen. 

Matthias Schnetzer, Miriam Rehm
Abteilung Wirtschaftswissenschaft  

der AK Wien
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Weshalb steht also statt einer Dis­
kussion über eine Millionärssteuer 
ausgerechnet das Vermögen von Lang­
zeitarbeitslosen zur Debatte? Es wird 
nicht über das exorbitante Vermögen 
von Superreichen und MillionärInnen 
geredet, sondern über die Ersparnisse 
jener, die schon jetzt jeden Euro zwei­
mal umdrehen müssen. Eine dauerhaf­
te Gegenfinanzierung für die von der 
Regierung geplanten Maßnahmen, 
wie die höhere Unterstützung am Be­
ginn der Arbeitslosigkeit oder gar die 
geplanten Abgabensenkungen für Un­
ternehmen und Besserverdienende, 
kann ein Vermögenszugriff bei den Ar­
beitslosen niemals leisten. Auch der 
bürokratische Aufwand ist durch das 
geringe Vermögen der langzeitarbeits­
losen Mittelschicht wohl kaum ge­
rechtfertigt. 

Grundlegende Reform nötig

Dringend überfällig wäre stattdessen 
eine grundlegende Reform der Vermö­
gensbesteuerung. Denn alle wissen­
schaftlichen Untersuchungen stellen für 
Österreich eine extreme Konzentration 
des Vermögens fest. Die reichsten fünf 
Prozent der Haushalte besitzen etwa 43 
Prozent des gesamten Nettovermögens 
– das ist der vierthöchste Wert in der 
Eurozone. Der Gini-Index, mit dem die 
Ungleichheit bei der Verteilung von Ver­
mögen beschrieben wird, ist ebenfalls 
nur in drei anderen Ländern der Euro­
zone höher. Dabei darf aber eines nicht 
übersehen werden: Dieses Ranking ist 
keine Reihung der Länder nach sozialer 
Ungleichheit. Denn Österreich bietet 
eine sehr gut ausgebaute öffentliche Da­
seinsvorsorge mit einer Vielzahl an 
wohlfahrtsstaatlichen Leistungen. Nicht 
zuletzt dank des Wohlfahrtsstaates ist 
die wirtschaftliche und soziale Un­
gleichheit deshalb in Österreich gerin­
ger als in den meisten EU-Ländern. 

Ein ausgedehnter gemeinnütziger 
Wohnbausektor, die gut ausgebauten 
öffentlichen Verkehrssysteme, ein 
überwiegend frei zugängliches Bil­
dungswesen und eine breite Absiche­
rung gegen einen Verdienstausfall, vor 
allem in Form eines lebensstandardsi­
chernden sozialen Pensionssystems: All 
diese staatlichen Angebote bieten auch 

Menschen ein gutes Leben, die nicht 
auf große Vermögen zurückgreifen 
können.

Die Vermögenskonzentration be­
deutet allerdings dennoch eine massive 
Verschiebung von ökonomischer und 
politischer Macht hin zu einer kleinen 
Besitzelite, die über unverhältnismäßi­
gen Einfluss auf Medien, Politik und 
öffentliche Meinung verfügt. Dieser 
Macht der Multimillionäre gilt es im 
Interesse der Aufrechterhaltung eines 
demokratisch verfassten Gemeinwe­
sens entgegenzutreten. 

Vom Schicksal Begünstigte

Die Forderung nach progressiven Ver­
mögenssteuern stellt ein wesentliches 
Element dieser Auseinandersetzungen 
dar. Unmittelbar betrifft das in Öster­
reich die Pläne zur Wiedereinführung 
einer Erbschaftssteuer, deren Aufkom­
men für den Ausbau des Pflegesystems 
zweckgewidmet sein könnte. Die Zweck­
bindung verknüpft die Besteuerung von 
hohen Erbschaften mit den (finanziel­
len) Herausforderungen der familiären 
Pflege. Die steuerliche Belastung einer 
kleinen Zahl vom Schicksal begünstigter 
Menschen könnte so sozialpolitische 

Verbesserungen für die breite Masse der 
Bevölkerung in einer Phase des Lebens, 
in der diese besonders schutzbedürftig 
ist, ermöglichen. 

Kurzum: Eine fortschrittliche Poli­
tik würde den Fokus einerseits auf die 
Unterstützung von Langzeitarbeitslo­
sen legen, andererseits auf die Vermö­
genskonzentration bei den Reichsten 
abstellen, anstatt die Ärmsten ins Visier 
der Sparpolitik zu nehmen. Diese Re­
gierung muss daran gemessen werden, 
ob ihre Politik der Vermögenselite dient 
oder ob sie die Lebensbedingungen für 
die ArbeitnehmerInnen und die Ar­
beitslosen verbessert. Bislang ist die 
„neue Gerechtigkeit“ nur Klassen­
kampf von oben. 

 

Weitere Infos:
tinyurl.com/y7f4fcjf

Standard: „Wann das Sozialamt bei der 
Mindestsicherung auf Immobilien zugreift“:

tinyurl.com/y83ua7q3
Schreiben Sie Ihre Meinung an die AutorInnen

matthias.schnetzer@akwien.at
miriam.rehm@akwien.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at

Arbeitslose Haushalte

€ 40.000

€ 260.000

Alle österreichischen Haushalte

Nettovermögen von
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Judith Pühringer ist Betriebswirtin und Expertin in den Bereichen Sozial- und 
Arbeitsmarktpolitik. Seit 2004 ist sie Geschäftsführerin von arbeit plus, des 
österreichweiten Netzwerks von 200 gemeinnützigen sozialen Unternehmen. Soziale 
Unternehmen unterstützen Menschen, die auf dem Arbeitsmarkt benachteiligt sind, 
durch Beschäftigung, Beratung und Qualifizierung bei ihrem (Wieder-)Einstieg ins 
Erwerbsleben. Darüber hinaus kooperieren sie mit anderen Unternehmen, die bereit 
sind, soziale Verantwortung zu übernehmen, sowie mit Regionen und Menschen, die 
dort arbeiten und leben. Pühringer ist außerdem im Vorstand der Österreichischen 
Armutskonferenz und im Aufsichtsrat des Projekts Bank für Gemeinwohl.

Entwürdigendes 
Signal
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Arbeit&Wirtschaft: An sich sind die 
Konjunkturaussichten positiv. Gute 
Aussichten auch für den Arbeitsmarkt? 

Judith Pühringer: Die Konjunktur zieht 
an, bei den Arbeitslosenzahlen gibt es ei­
nen sehr großen Rückgang. Das ist an 
sich sehr erfreulich. Aber es ist ein Trug­
schluss, dass es für alle besser wird. Für 
viele Menschen, die von Arbeitslosigkeit 
betroffen sind und die jetzt schon am 
Arbeitsmarkt ausgegrenzt werden, wird 
es deshalb nicht einfacher. 

Gerade die Arbeitslosigkeit von Älte­
ren sinkt nur in ganz minimalem Aus­
maß, sie stagniert eher. Es wird immer­
hin nicht noch schlimmer, aber wir ha­
ben nach wie vor ein erschreckend ho­
hes Niveau an Menschen, die über 50 
Jahre alt sind und in Wirklichkeit über­
haupt keine Chance mehr haben, in den 
Arbeitsmarkt integriert zu werden, 
wenn sie langzeitarbeitslos sind. 

Gibt es überhaupt genügend Jobs, so­
dass alle arbeiten könnten, die derzeit 
arbeitslos sind?

Das ist die grundsätzliche Frage: Woran 
liegt es, dass Menschen keinen Job fin­
den? Sind sie selber schuld oder ist es ein 
strukturelles Problem? Die Antwort ist: 
Es ist ein strukturelles Problem. Es gibt 
Jobs einfach nicht mehr in dem Ausmaß 
und nicht in der Bandbreite an unter­
schiedlichen Qualifikationen wie bisher. 
Gerade für Menschen, die die eine oder 
andere kleine Einschränkung haben oder 
die schlichtwegs älter sind, wird es noch 
enger. 

Und es gibt viele Menschen, die über 
ein Zuviel an Arbeit klagen und die ins 
Burn-out gehen, weil sie zu viel arbei­
ten. Wir sind ein Land mit extrem vie­
len Überstunden, und auf der anderen 
Seite gibt es viele Menschen, die keine 
Arbeit haben. Es ist also definitiv auch 
ein Verteilungsproblem. 

Ein Rezept, auf das man momentan zu 
setzen scheint, ist Qualifizierung. Bloß 
reicht dies? 

Das Problem ist, dass sie oft anstelle von 
anderen Formen von Beschäftigung aus 
dem Hut gezaubert wird. Qualifizierung 
an sich ist ein wunderbares und wichtiges 
Instrument. Aber es löst das Problem 
nicht, dass es zu wenige Jobs gibt.  

Gerade bei der Gruppe der Älteren 
wird man über Qualifizierung alleine 
nichts erreichen. Diese Menschen brau­
chen in einem ersten Schritt eine Be­
schäftigung. Sie kommen aus Langzeit­
arbeitslosigkeit, haben oft schon zwei­
hundert bis sechshundert Bewerbungen 
geschrieben und nicht einmal eine Absa­
ge erhalten. Das ist wirklich dramatisch, 
und das geht quer durch alle Qualifika­
tionsniveaus.

Was bei der Gruppe sehr hilft, ist 
die Kombination von Arbeiten und 
Lernen: Sie erhalten eine Beschäftigung 
und währenddessen schaut man darauf, 
was sie können. Es geht um Kompetenz­
erfassung, und das ist ein wirklich 
wichtiger Punkt. Es wird nicht nur das 
betrachtet, was im Lebenslauf steht, 
sondern was Menschen im Laufe ihres 
Lebens gelernt haben, welche informel­
len Kompetenzen sie erworben haben. 
Das den Menschen selber zugänglich 
zu machen, um ihnen so wieder den 
Zugang zu Weiterqualifizierung zu ge­
ben – an dieses Konzept glaube ich zu­
tiefst, letztlich für alle Altersgruppen. 
Die Menschen nehmen sich selbst dann 
ganz anders wahr, weil sie gebraucht 
werden, sich ein neues Netzwerk auf­
bauen können und sich danach aus 
einem ganz anderen Zustand heraus 
wieder bewerben. 

Ältere Langzeitarbeitslose haben ei­
nen Fünfer vorm eigenen Alter stehen, 
und es wird ihnen de facto vom Arbeits­
markt gesagt: Wir brauchen dich nicht 
mehr. Das ist eine unglaublich entwür­

digende Erfahrung, dass Menschen, nur 
weil sie älter sind, signalisiert bekom­
men, sie werden nicht mehr gebraucht. 
Genau deshalb fand ich die Aktion 
20.000 einfach so großartig, weil sie zu 
genau diesen Menschen gesagt hat: Wir 
brauchen dich! Und die Menschen sind 
total aufgeblüht. 

Dazu ein Praxisbeispiel: Ein Arbei­
ter, der sehr lange am Bau beschäftigt 
war, hatte einen Bandscheibenvorfall 
und kann diesen Job nicht mehr ma­
chen. Im Rahmen der Aktion 20.000 
hat er in einem Altenheim Freizeitge­
staltung übernommen. Er hat gesagt, 
das könne er deshalb so gut, weil er seine 
kranke Mutter auch sehr lange gepflegt 
hat – und es mache ihm großen Spaß. 
Die Organisation hat ihm angeboten, 
eine Ausbildung zur Altenpflegekraft zu 
machen. Die wird er machen, und die 
Jobchance danach ist 100 Prozent, weil 
genau solche Menschen gesucht werden. 
Und er sagt jetzt noch einmal mit über 
50: Super, das ist eine neue Perspektive, 
mir macht das Spaß. Und man hat eine 
superwertvolle Arbeitskraft gewonnen. 
Das sind absolute Win-win-Situationen. 

Momentan wird Arbeitslosen unter­
stellt, sie wären nicht willig zu arbeiten, 
deshalb müsse man den Druck auf sie 
erhöhen. Wie sind Ihre Erfahrungen? 

Unsere Erfahrung ist eine völlig andere. 
Unsere Erfahrung in den sozialen Unter­
nehmen – in den letzten 30 Jahren – ist, 
dass die Menschen arbeiten wollen. Sie 
wollen beteiligt sein, arbeiten, sie wollen 
sich gebraucht fühlen, ihre Kompetenzen 
einbringen – umso mehr, wenn sie älter 
werden. 

Und das sind diese zwei Tatsachen, 
die überhaupt nicht zusammengehen, 
dass wir einerseits sagen, wir wollen eine 
höhere Erwerbsbeteiligung von älteren 
Menschen – und andererseits versagt der 
Markt total. 

Arbeitsmarktexpertin Judith Pühringer sieht im Ende der Aktion 20.000 eine vergebene Chance, 
älteren Langzeitarbeitslosen Perspektiven zu eröffnen und wertvolle Arbeitskräfte in den Arbeitsmarkt 

zu integrieren. Die Abschaffung der Notstandshilfe wäre ein „völliger Bruch“ mit dem bisherigen 
System mit allen nachteiligen Konsequenzen für den Arbeitsmarkt und die Menschen.  

Interview: Sonja Fercher | Fotos: Michael Mazohl
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Als Abschreckungsbeispiel wird das Un­
krautjäten genannt: Wie viel Qualifi­
kation können die Menschen da tat­
sächlich einbringen? 

In der Aktion 20.000 wurden in sehr 
breiten Beschäftigungsfeldern Jobs ge­
schaffen, mit sehr, sehr unterschiedlichen 
Qualifikationsniveaus, entsprechend der 
Vielfalt der 20.000 Personen, die man 
identifiziert hat. Man muss ja auch sagen, 
mit der Aktion wurden nicht alle erfasst, 
wir sprechen in Summe von 50.000 Men­
schen, die älter und langzeitarbeitslos 
sind. 

Ein ganz großes Thema ist natürlich 
Pflege und Betreuung, vor allem die All­
tagsbetreuung von älteren Menschen 
oder zu pflegenden Menschen. Der 
zweite große Punkt ist das Thema Schu­
len und Kindergärten, also Kinder und 
der Bildungsbereich – und das hat viel 
mit dem Thema soziale Inklusion zu 
tun. Das sind so einfache Beispiele, zum 
Beispiel, dass Schulen am Nachmittag 
oft nicht offen haben, weil es kein Perso­
nal gibt. Es gibt viele Kinder, die absolut 
davon profitieren würden, nicht zu 
Hause Hausaufgaben machen zu müs­
sen, weil dort vielleicht gar kein Raum 
ist, um Hausübungen zu machen. War­
um also nicht Schulen am Nachmittag 
aufsperren, da eine Betreuung anbieten 
und so auch in ländlichen Regionen 
eine Kinderbetreuung am Nachmittag 
zur Verfügung stellen? 

Und dann gibt es Jobs in der Grün­
raumbewirtschaftung, und es ist so 
schade, wenn man das auf Unkrautjäten 
reduziert. Es hätte ein Projekt in der 
Steiermark gegeben, wo es eine Gemein­
deverordnung gibt, dass man dieses 
Ragweed, also das hochallergene Un­
kraut, beseitigen muss. Das ist an sich 
schon eine anspruchsvolle Tätigkeit – 
die in Wirklichkeit allen zugute kommt. 
Für einige Personen hätte das wunder­
bar gepasst. 

Ein weiterer Einwand lautet: Warum 
extra Arbeitsplätze schaffen, wenn auf 
der anderen Seite ein Fachkräftemangel 
beklagt wird? 

Das eine große Thema ist Bildung und 
Ausbildung. Da bräuchte es viel mehr 
Verschränkungen, denn die Diskurse 

über Bildung und Arbeitsmarkt laufen 
sehr getrennt voneinander ab. Es gibt 
schon im Bildungsbereich sehr viele Ver­
säumnisse, und es ist sehr schwer, im 
Rahmen von arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen das alles aufzufangen. 

Der andere Punkt sind die Köche 
und Saisonniers. Da denke ich mir: 
Wir haben Zumutbarkeitsbestimmun­
gen, die schon sehr streng sind. Über 
mehr Druck und engere Zumutbar­
keitsbestimmungen wird dieses Mat­
ching von Fachkräften und offenen 
Stellen nicht gelingen. Der viel größere 
Hebel sind die Arbeitsbedingungen: 
Wenn es so schwer ist, einen bestimm­
ten Arbeitsplatz zu besetzen, wird es 
Gründe dafür geben. 

Im Regierungsprogramm steht die „Ar­
beits- und Teilhabepflicht“ festge­
schrieben. Ist das schlecht? 

Da sind wir bei der Abschaffung der 
Notstandshilfe. Prinzipiell liegt noch 
kein Vorschlag auf dem Tisch. Wenn ich 
aber das Regierungsprogramm genau 
lese und dort von einem Arbeitslosen­
geld neu mit diversen Abstufungen die 
Rede ist, und danach steht darin die Ab­
schaffung der Notstandshilfe, dann 
kann man schon sagen: Das ist der ers­
te Schritt zu Hartz IV. 

Das bedeutet, und das muss man 
schon ganz klar sagen, einen völligen 
Bruch mit der Systemlogik. Menschen 
vertrauen im System der Arbeitslosen­
versicherung schließlich mit Recht da­
rauf, dass dieses System sie in einer 
Notlage, nämlich wenn sie arbeitslos 
werden, nach dem Versicherungsprin­
zip unterstützt. Diesen Menschen wird 
dann gesagt: Ende der Versicherungs­
leistung, du kommst jetzt in eine Für­
sorgeleistung, und zwar mit allen be­
kannten Konsequenzen, die es in der 
Mindestsicherung gibt, mit Vermö­
genszugriff, es gibt keine Möglichkeit 
mehr, geringfügig dazuzuverdienen, 
und es gibt keinen Pensionsanspruch 
mehr – auch ein ganz wichtiger Punkt, 
der oft vergessen wird. 

Für Frauen hat das natürlich auch 
noch einmal fatale Konsequenzen, 
denn sie sind eh schon von Altersarmut 
überproportional betroffen. Das heißt, 
mit allen nachteiligen Konsequenzen 

werden Menschen in ein anderes Prin­
zip, also in ein Fürsorgeprinzip und in 
das letzte Netz des Sozialstaats ge­
drängt. Davon wären mit einem Schlag 
167.000 Menschen bedroht.

Ich weiß nicht, was genau mit Ar­
beits- und Teilhabepflicht gemeint ist. 
In Wirklichkeit gibt es diese ja jetzt 
schon: Wenn Menschen Notstandshil­
fe beziehen – wo ja der Berufsschutz 
nicht mehr gilt – und eine Arbeit nicht 
annehmen, kann diese jetzt schon ge­
strichen werden. 

Was bedeutet es also? Es könnte 
sein, dass damit die Ein-Euro-Jobs ge­
meint sind. Das heißt, dass man sagt: 
Wenn du eine Sozialhilfeleistung willst, 
musst du einer gemeinnützigen Be­
schäftigung um einen Euro die Stunde 
nachgehen. Das sind schon klare Hin­
weise darauf, dass ein Systemwechsel zu 
Hartz IV gemeint sein kann. 

Ein-Euro-Jobs ja, Aktion 20.000 nein: 
Wie passt das zusammen? 

Die Logik der Aktion 20.000 sind nor­
male kollektivvertragliche Jobs, die auch 
ein normales Gehalt bieten, wo man 
ganz normal Löhne bekommt und Steu­
ern und Abgaben bezahlt. Das andere 
sind Ein-Euro-Jobs, wo man einen rie­
sigen Niedriglohnsektor schafft – mit 
allen negativen Konsequenzen, wie in 
Deutschland. 

Es wird ja immer so getan, als wäre 
Arbeitslosigkeit eine gemütliche Hän­
gematte, in der man sich chillig aus­
ruht. Das stimmt nicht, denn wenn 
man genau das tut, wird man sanktio­
niert. Und worüber sehr wenig geredet 
wird, ist, was Langzeitarbeitslosigkeit 
mit Menschen macht. Sie macht Men­
schen krank, sie macht einsam, sie 
macht arm und sie ist eine wirkliche 
persönliche Katastrophe. Niemand will 
das – und wir dürfen nicht zulassen, 
dass Menschen in dieser Situation al­
leingelassen werden.

Mir scheint, „Alt-Sein“ wird nicht erst 
mit 50 Jahren definiert. Stimmt das? 

Stimmt, in Wahrheit beginnt das schon 
mit 45. Aber der Fünfer vor dem Alter 
führt dazu, dass man wirklich keine 
Chance mehr hat, wenn man langzeit­
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arbeitslos ist. Da bleiben viele die Ant­
wort schuldig, was die Alternative zur 
Aktion 20.000 ist, die Antwort auf die­
ses totale Marktversagen in Bezug auf 
ältere Arbeitslose: Lassen wir 50.000 
Menschen, die einfach nur über 50 Jah­
re alt sind, im Regen stehen, und zwar 
für die nächsten 15 Jahre, bis sie in Pen­
sion gehen? 

Auch vielen jungen Menschen fällt es 
immer schwerer, stabile Arbeitsver­
hältnisse zu finden. 

In Wirklichkeit steigen die Jungen 
schon mit einem Prekariat ein und sind 
viele Jahre prekär beschäftigt. Das wirkt 
sich wiederum fatal auf die Pension aus. 
Insofern finde ich, dass es an der Zeit 
ist, über Lebensphasenmodelle nachzu­
denken. Da sind wir beim großen Ge­
schlechterthema mit zwei Dritteln der 
Frauen, die unbezahlte Arbeit machen, 
50 Prozent der Frauen arbeiten Teilzeit. 

Es ist offensichtlich, dass wir über 
eine Arbeitszeitverkürzung sprechen 
müssen, weil wir in einem ganz großen 
Transformationsprozess in der Arbeits­
welt insgesamt stehen. Wir müssen 
über das Thema Verteilung von Arbeit 
sehr umfassend reden: zwischen Män­
nern und Frauen, zwischen denen, die 
zu viel haben, und denen, die zu wenig 
haben, zwischen bezahlter und unbe­
zahlter Arbeit. 

Im Moment gibt es ein Schwarz-
Weiß-Denken: Die Unternehmen 
wehren sich mit Händen und Füßen 
gegen die Arbeitszeitverkürzung, weil 
sie Angst haben, dass sie den vollen 
Lohnausgleich bezahlen müssen. So 
muss das aber nicht sein, es gibt ja ver­
schiedene Modelle. Und es geht dar­
um, sich gemeinsam neue Modelle zu 
überlegen, um diesen offensichtlichen 
Ungleichverteilungen von Arbeit etwas 
entgegenzusetzen – und für eine wirk­
liche Arbeitswelt der Zukunft zu sor­
gen, wo wir ein paar Schritte voran­
kommen bei dem wichtigen Ziel „Gute 
Arbeit für alle“.

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
sonja.fercher@oegb.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at

„Die grundsätzliche Frage lautet: Woran liegt es, dass Menschen keinen Job finden, sind sie 
selber schuld oder ist es ein strukturelles Problem? Die Antwort ist: Es ist ein strukturelles 
Problem. Es gibt Jobs einfach nicht mehr in dem Ausmaß und nicht in der Bandbreite an 
unterschiedlichen Qualifikationen wie bisher. 
Und es gibt viele Menschen, die über ein Zuviel an Arbeit klagen und die ins Burn-out gehen, 
weil sie zu viel arbeiten. Wir sind ein Land mit extrem vielen Überstunden, und auf der 
anderen Seite gibt es viele Menschen, die keine Arbeit haben. Es ist also definitiv auch ein 
Verteilungsproblem.“

mailto:sonja.fercher%40oegb.at?subject=
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Nur gut gemeint?
Es gibt sinnvolle Alternativen zur 2014 abgeschafften befristeten Invaliditätspension. 

Doch Geldmangel verhindert, dass Betroffene effizient unterstützt werden.

R
ehabilitation vor Pension“ lautet 
seit einigen Jahren das Motto im 
Umgang mit ArbeitnehmerInnen 
und Arbeitsuchenden, die nicht 

(mehr) in der Lage sind, ihre berufliche 
Tätigkeit auszuüben. Egal ob Burn-out, 
Krebs, chronische Wirbelsäulenbe­
schwerden oder Unfallfolgen: Individu­
elle Pläne für die medizinische und be­
rufliche Rehabilitation sollen passgenaue 
Maßnahmen ermöglichen und Betroffe­
nen neue Perspektiven bieten.

Für ab 1964 Geborene brachte eine 
Gesetzesänderung aus dem Jahr 2012 
entscheidende Neuerungen: Mit Jänner 
2014 wurde die befristete Invaliditäts­
pension (Berufsunfähigkeitspension bei 
Angestellten bzw. Erwerbsunfähigkeits­
pension bei Selbstständigen) abge­
schafft. Wer mindestens sechs Monate 
hindurch im Krankenstand bleiben 
muss, erhält Rehabilitationsgeld in der 
Höhe des Krankengeldes von der Ge­
bietskrankenkasse und medizinische Re­
habilitation durch die Pensionsversiche­
rung. Case-ManagerInnen der Kran­
kenkassen unterstützen und begleiten 
den Genesungsprozess und die Rehabili­
tation. Dafür wird ein individueller Ver­
sorgungsplan erstellt.

Fast zwei Drittel abgelehnt

Eine Invaliditätspension wird nur mehr 
bei dauernder Invalidität zuerkannt, 
sprich wenn eine Besserung des Gesund­
heitszustandes nicht zu erwarten ist. Das 

heißt, diese Pension erhalten nur Men­
schen, die vollständig erwerbsunfähig sind 
oder denen eine berufliche bzw. medizi­
nische Rehabilitation nicht zumutbar ist. 
Im Jahr 2016 wurden laut Hauptverband 
der Sozialversicherungsträger 57.040 An­
träge auf Erwerbsunfähigkeits-, Berufsun­
fähigkeits- oder Invaliditätspension einge­
reicht. Ca. 60 Prozent wurden abgelehnt. 
Rund ein Drittel der Abgewiesenen re­
agiert mit einer Klage beim Sozialgericht, 
etwa 20 Prozent dieser Fälle sind in der 
Regel auch erfolgreich. Wer den erlernten 
Beruf nicht mehr ausüben kann, kann ei­
ne neue Ausbildung absolvieren. Der An­
spruch auf das entsprechende Umschu­
lungsgeld besteht nur dann, wenn die Be­
troffenen bei der Auswahl, Planung und 
Durchführung der Maßnahmen zur be­
ruflichen Rehabilitation aktiv mitwirken. 

Soweit die juristischen Basics, doch 
wie schon erwähnt gibt es in der Praxis 
einige gravierende Mankos. So setzen die 
Maßnahmen meist viel zu spät an. „Ty­
pisch ist leider nach wie vor, dass die Be­
zieherInnen von Rehabilitationsgeld 
schon längere Zeit arbeitslos sind“, be­
richtet AK-Pensionsexperte Wolfgang 
Panhölzl. „Und bei der beruflichen Re­
habilitation hat sich gezeigt, dass einmal 
invalide Personen kaum mehr über die 
physischen und psychischen Ressourcen 
verfügen, die erforderlich sind, um – im 
fortgeschrittenen Alter – einen neuen 
Beruf zu erlernen.“

Um hier gegenzusteuern, wurde mit 
einer Gesetzesänderung aus dem Jahr 
2017 unter anderem der Rechtsanspruch 
auf berufliche Rehabilitation schon bei 
drohender Invalidität eingeführt. Damit 
besteht erstmals die Möglichkeit, bereits 

bis zu fünf Jahre vor der Invalidität aus 
einer belastenden Tätigkeit auszusteigen 
und einen neuen Beruf zu erlernen.

Wiedereingliederungsteilzeit

Nach einem langen Krankenstand, etwa 
durch eine Krebserkrankung, möchten 
viele Betroffene gerne wieder an ihren 
Arbeitsplatz zurückkehren, befürchten 
aber, täglich acht Stunden nicht durch­
halten zu können. Seit Juli 2017 gibt es 
die Möglichkeit, nach langen Kranken­
ständen schrittweise wieder in den Beruf 
zurückzukehren. Diese freiwillige Wie­
dereingliederungsteilzeit wurde auf Vor­
schlag der Sozialpartner umgesetzt und 
kann schon jetzt als Erfolgsmodell be­
zeichnet werden. Man erwartete jährlich 
rund 200 Anträge, tatsächlich sind es 
mehr als 1.000.

Gute Ideen allein wären allerdings zu 
wenig, so Wolfgang Panhölzl, denn der­
zeit gäbe es keinen Ansatz, wie man die 
bereits vorhandenen Regeln mit Leben 
füllen könnte. Es gäbe verwirrende Zu­
ständigkeiten, und ein Gesamtbudget 
für Prävention und Rehabilitation wäre 
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nötig. Im aktuellen Regierungspro­
gramm werde ständig nur von Einspa­
rungen geredet. Der Experte nennt ein 
Beispiel: „72 Prozent der Rehab-Geld-
BezieherInnen haben als Hauptdiagnose 
eine psychische Erkrankung. Aber es 
gibt keine Psychotherapie auf Kranken­
schein und es kommt immer wieder zu 
sehr langen Wartezeiten.“ Der Weg in 
die Pension führt meist über lang andau­
ernde Arbeitslosigkeit und je länger diese 
dauert, desto geringer sind die Chancen 
auf Wiedereingliederung in den Arbeits­
markt. Und bekanntlich wirkt sich län­
gere Arbeitslosigkeit alles andere als posi­
tiv auf die Gesundheit aus.

Early Intervention

„Es wird bereits überlegt, die ohnehin 
knappen Mittel für Qualifikation und 
Wiedereingliederung auf jene Arbeitslosen 
zu konzentrieren, die noch Vermittlungs­
chancen haben“, so Panhölzl. So entstehe 
ein regelrechtes Arbeitslosen-Ranking. 
Wichtig wäre, dass Beschäftigte nicht we­
gen Krankheit den Job verlieren und im 
Krankenstand Gekündigte dann zu Lang­
zeitarbeitslosen werden. Immerhin wurde 
nach einem Vorschlag der Sozialpartner 
kürzlich die sogenannte Early Intervention 
eingeführt: Bei gewissen Schlüsseldiagno­
sen werden die PatientInnen schon nach 
28 Tagen Krankenstand von der Kranken­
kasse zu einem Gespräch eingeladen, um 
den Krankheits- und Heilungsverlauf, aber 
auch die Arbeitsplatzsituation zu bespre­
chen, über Prävention zu beraten etc. Falls 
nötig, erfolgt ein Verweis auf fit2work oder 
die Case-ManagerInnen der Krankenkas­
se, um professionelle Lösungen für kom­
plexe finanzielle oder soziale Problemlagen 
zu ermöglichen.

Prävention wird bei fit2work von An­
fang an großgeschrieben. Die Beratungs­
einrichtung betreut und begleitet öster­
reichweit ArbeitnehmerInnen und Ar­
beitsuchende, wenn gesundheitliche 
Probleme die Leistungsfähigkeit beein­
trächtigen oder zu Arbeitslosigkeit füh­
ren. fit2work berät aber auch Betriebe, 
die in die Gesundheit ihrer Beschäftigten 
investieren möchten, etwa in Form von 
Frühwarnsystemen für gesundheitlich 
gefährdete Beschäftigte, über alternsge­
rechte Arbeitsplätze oder die Unterstüt­
zung bei der Wiedereingliederung etc. 

Dementsprechend bietet fit2work 
auch Unterstützung bei der Suche nach 
Alternativen zur Invaliditätspension an. 
In der Regel fänden sich diese Alternati­
ven auch, erzählt Barbara Haider-No­
vak, Leiterin des Geschäftsfelds Perso­
nenberatung, „doch wenn jemand abso­
lut überzeugt ist, nicht mehr arbeiten zu 
können, wird es schwieriger. Wir infor­
mieren dann über die tatsächliche Höhe 
der im Fall einer Gewährung einer Be­
rufsunfähigkeits- oder Invaliditätspensi­
on zuerkannten Leistung und über die 
Schwierigkeit, diese Leistung zuerkannt 
zu bekommen. Dies führt manchmal zu 
einem Umdenken und motiviert, doch 
Alternativen zu einem Pensionsantrag zu 
erwägen. Grundsätzlich ist die Einfüh­
rung des Rehab-Geldes sinnvoll, denn es 
markiert nicht mehr die berufliche End­
station.“ Im Übrigen sind fit2work-Be­
raterInnen nur für freiwillige Maßnah­
men zuständig. Sobald jemand Rehab-
Geld erhält, erfolgt die Betreuung durch 
Case-ManagerInnen der Krankenkassen. 
Erst später, im Falle von Wiedereinglie­
derungsmaßnahmen bzw. -teilzeit, kann 
fit2work wieder tätig werden.

Auch Barbara Haider-Novak sieht 
die aktuellen Möglichkeiten an sich po­
sitiv, wünscht sich aber unter anderem, 
dass medizinische und berufliche Reha­
bilitation nicht nur früher ansetzen, 

sondern auch besser ineinandergreifen. 
„Aktuell wird dieses verschränkte Ange­
bot erst in einigen wenigen Einrichtun­
gen der medizinischen Rehabilitation 
erstmals angeboten. Wir würden uns 
überhaupt wünschen, dass sich Betroffe­
ne an uns wenden, noch bevor der Ar­
beitsplatz wegen gesundheitlicher Prob­
leme gefährdet ist. Dann können recht­
zeitig und vor Ort entsprechende Maß­
nahmen eingeleitet werden.“ 

Win-win-Situation

Hier gibt es nach wie vor Aufklärungsbe­
darf: ArbeitnehmerInnen werden meist 
zu spät aktiv und Unternehmen wissen 
oft über Fördermöglichkeiten etc. kaum 
Bescheid. „Es geht nicht darum, Schon-
Arbeitsplätze zu schaffen, sondern Men­
schen dort einzusetzen, wo sie hinpassen 
und optimal ihre Leistungsfähigkeit aus­
schöpfen können. Wir schauen individu­
ell für jeden einzelnen Fall, welche Mög­
lichkeiten es gibt, um eine Win-win-Si­
tuation zu erreichen.“

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
afadler@aon.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at
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Sagt ein Archäologe: „Wir haben so viele Grabungen.“ 
Sagt der Sozialarbeiter: „Wir haben so viele Leute.“  
Was wie ein Witz klingt, ist eine geniale Idee.

Letzte 
Chance
Trotz derzeit sinkender Arbeitslosenzahlen 
finden am ersten Markt nicht alle Platz. 
Für viele bieten die Initiativen am 
erweiterten Arbeitsmarkt endlich wieder 
eine Perspektive.
Text: Gabriele Müller
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E
s direkt mitzuteilen geht nun doch 
nicht. Wer schreibt schon die wah­
ren Gründe einer Absage? Und wo­
zu auch, es sind ja genügend Ar­

beitskräfte da, die sich bewerben. Keine 
Antwort ist auch eine. „Am Anfang sind 
die Menschen total engagiert“, berichtet 
Petra Wellemsen, „sie schreiben Hunder­
te Bewerbungen, zielgerichtet, ohne uto­
pische Vorstellungen. Von Monat zu Mo­
nat wächst die Frustration.“ Wellemsen 
ist Bereichsleiterin für Sozialarbeit im 
gemeinnützigen Beschäftigungsprojekt 
ASINOE, wie die Abkürzung für Archäo­
logisch-Soziale Initiative Niederöster­
reich lautet. 

Christian W. ist einer „von denen, 
die keine Antwort kriegen“. Außer vom 
Billa. Keine Zusage zwar, aber immer­
hin ein Schreiben. Das sei schon fein. 
Man könnte ihn für einen der Sozialar­
beiter halten oder einen der Archäolo­

gen draußen bei den Grabungen am Sitz 
der ASINOE in Krems, wo er bis vor 
Kurzem beschäftigt war. Er trägt sein 
langes, grau meliertes Haar zusammen­
gebunden, wie so mancher Ethnologe, 
um bei der Forschung im Feld vom 
Wind nicht zerzaust zu werden. „Ich 
weiß viel“, strahlt er ohne Überheblich­
keit aus. Und: „Schade, dass ihr nichts 
davon nutzt.“  

Vermittlungshindernis

Christian gilt jedoch als einer von jenen 
mit Vermittlungshindernissen. Als Inge­
nieur und Flugzeugtechniker ist es 
schwer, in der Region Krems Arbeit zu 
finden, noch dazu als älterer Mensch – 
wenn auch für Erwerbsarbeit nicht zu alt. 
„Ich bilde mir nicht ein, dass mich je­
mand auf der Stufe einstellt, auf der ich 

 27
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Manche ziehen die 
Arbeit in der Werkstatt 
vor. „Man könnte 
flexibler nachdenken, 
wo die Leute zum 
Vorteil aller 
einzusetzen sind“, 
meint Sozialarbeiter 
Thomas Schobel.

aussteigen musste“, sagt er, der – bis auf 
die sechsmonatige Tätigkeit bei ASINOE 
– seit 2013 Arbeit sucht. Er wäre bereit, 
„fast alles zu tun“. Gerne hätte er weiter 
bei den Grabungen mitgearbeitet, die un­
ter Anleitung von ausgebildeten Archäo­
logInnen in den Einzugsgebieten von 
Krems, Horn und St. Pölten stattfinden. 
Todmüde sei er abends gewesen, erzählt 
er. Im Sommer meinte er mitunter, in der 
Hitze umfallen zu müssen.

Mühevolle Kleinarbeit

Rund sechs Dutzend arbeitsuchende Per­
sonen pro Jahr wirken hier an Aufträgen 
öffentlicher und privater Bauherren mit: 
von Rettungsgrabungen in Kirchen und 
Klöstern oder im historischen Stadtkern 
bis hin zu kommerziellen Großprojek­
ten. In mühevoller Kleinarbeit legen die 
Teams Fundstellen frei, hacken, säubern, 
fotografieren, um dann von vorne zu be­
ginnen. „Das große Ergebnis“, sagt 
Christian und seine Augen leuchten, „ist 
die so entstehende Information über die 
Geschichte der Region, nicht die manu­
elle Arbeit.“ 

Sogenannte „arbeitsmarktferne“ 
Menschen werden über die Regionalge­
schäftsstellen des Arbeitsmarktservice 
(AMS) an die Initiative vermittelt, die 
vom AMS NÖ und Land NÖ gefördert 
wird. Die Zielgruppe verändere sich je 
nach Anforderung von Land und Poli­
tik, berichtet Petra Wellemsen. Seit 
2016 liegt der Schwerpunkt auf der Al­
tersgruppe „50 plus“. 

Die Entstehungsgeschichte der Initi­
ative beginnt wie der Anfang eines Wit­
zes, am Ende steht jedoch die Geburt 
eines sehr wichtigen Projekts: Saßen ein 
Archäologe und ein Sozialarbeiter zu­
sammen. Der erste beklagte den Mangel 
an Personal, der zweite den an Arbeit. 

Heute wird bei ASINOE mit Men­
schen gearbeitet, deren „oft komplexe 
Problemlagen sie hindern, am ersten Ar­
beitsmarkt Fuß zu fassen“, erzählt Sozial­
arbeiter Thomas Schobel. Etwa Abhän­
gigkeiten, prekäre Wohnsituationen, ge­
sundheitliche Probleme oder Schulden. 
„Die sechs Monate Einkommen hier 
sind für so manchen die erste Möglich­
keit, in Privatkonkurs gehen zu können.“ 
Etwa für den 46-jährigen Alfred Johann 

S., der sein Geschäft in Langenlois wegen 
Überschuldung zusperren musste. Bis 
zur Operation wegen eines Gehirntu­
mors habe er von der Möglichkeit eines 
Krankenstandes für Selbstständige nichts 
gewusst. „Nur nicht bettlägerig“, war sei­
ne Devise, die oft gesellschaftliche Aner­
kennung bringt, ihm aber fast den Tod. 
Denn bald danach stand er erneut hinter 
dem Ladentisch, bis irgendjemand wie­
der die Rettung rief. 

Ausgenommen bei „Pensionsantritts­
plätzen“, also bei Menschen, die maxi­
mal 3,5 Jahre vor dem Ruhestand stehen, 
ist die Befristung von einem halben Jahr 
nur unter bestimmten Voraussetzungen 
verlängerbar. Christa G. hat Glück: Sie 
geht mit erstem Dezember in den Ruhe­
stand. „Es war meine letzte Chance“, 
sagt sie, „sonst hätte ich keine Pension 
gekriegt.“ „Sie haben ja noch nie gearbei­
tet“, habe eine AMS-Beraterin mit Blick 
auf ihre Akte angemerkt. „Stimmt“, 
kommentiert Christa und schmunzelt 
jetzt. Ihre fünf Kinder hätten sich halt 
nicht ganz allein aufgezogen.

Heute sind diese zwar groß, aber 
ohne Führerschein in einer kleinen Ge­
meinde am Ostrand des Waldviertels 
Arbeit zu finden, ist dennoch nicht 
leicht bzw. eher unwahrscheinlich. 

Oft wird (älteren) Menschen ohne 
Arbeit mangelnde Flexibilität unter­
stellt. „Man könnte aber auch flexibler 
darüber nachdenken, wo die Leute zum 
Vorteil aller am besten einzusetzen 
sind“, meint Sozialarbeiter Thomas 
Schobel. Etwaige körperliche Ein­
schränkungen seien bei der Gruppe 50 
plus durch Kompetenzen wie Verläss­
lichkeit, Engagement oder Lebenserfah­
rung mehr als wettzumachen. „Die Älte­
ren ziehen die Jungen mit“, ergänzt sei­
ne Kollegin Wellemsen. Zipperlein las­
sen sie nicht gelten, Termine müssen 
eingehalten werden. Schließlich wird 
Arbeit hier nicht bloß gespielt. 

Arbeit genug

Auch bei der Jobsuche werden die Teams 
heterogen zusammengestellt. Die persön­
lichen Fähigkeiten und Umstände wer­
den da durchgegangen. Zusätzlich setzt 
man auf persönliche Netzwerke und 
Mundpropaganda. Wesentliche Zusatz­
frage beim Brainstorming: Wen kennen 
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wir noch? „Fast die Hälfte läuft über per­
sönliche Kontakte“, berichtet Wellemsen. 
So war es etwa bei Sepp, der den Job im 
Lager fand, weil der Sohn vom Fußball­
trainer wen kannte, der wen kannte. 

Es gibt auch manche, die säßen im 
Bewerbungsraum und machten den 
Mund kaum auf, seien draußen aber die 
SuperarbeiterInnen, sagt die Sozialpäda­
gogin Wellemsen. „Dann ist es unsere 
Aufgabe, zu den Firmen zu gehen.“ Sie 
hätten da einen guten Mann, eine gute 
Frau. Manchmal klappt’s, zumindest 
mit einem Praktikum. Der Vermitt­
lungserfolg lässt sich nur anhand der 
Zahlen von Arbeitsaufnahmen direkt 
nach der Zeit bei ASINOE messen. 
Eine weitere Auswertung erfolgt über 
die Sozialversicherungsnummer am 92. 
Tag danach. Rund 30 Prozent hatten an 
diesem Stichtag noch den Job. „Das ist 
wirklich ein Erfolg“, meint Wellemsen, 
„und er dauert meist an: Man trifft die 
Leute ja auch später in der Stadt.“ 

Durchschummler

Nicht die strukturellen Probleme am Ar­
beitsmarkt stehen heute im Zentrum ak­
tivierender Arbeitsmarktpolitik. Betrof­
fenen wird oft mangelnde Arbeitsbereit­
schaft unterstellt. Von „Sozialschmarot­
zern“ ist wieder die Rede. Zu diesen ha­
ben sich nun die „Durchschummler“ 
gesellt. Diese pauschalen Zuschreibun­
gen haben tiefgreifende Folgen. Gerade 
wenn über sozial wenig anerkannte Grup­
pen gesprochen wird, wie „die Arbeitslo­
sen“ oder „die Flüchtlinge“, herrschen 
schnell vereinfachte und oberflächliche 
Charakterisierungen vor, heißt es in der 
Ausgabe „Arbeit und Arbeitslosigkeit“, 
die das internationale Forschungszent­
rum (ifz) in Kooperation mit der Caritas 
Österreich in der Reihe „Fokus: Gutes 
Leben“ herausgibt. Die einseitige Wahr­
nehmung von Menschen als Teil einer 
Gruppe ohne Identität sei Resultat einer 
sozial bedingten „Blindheit“, die sich 
schleichend entwickle. 

„Wir sehen ja, wie gerne die Leute 
arbeiten würden. Jeder weiß doch: Ar­
beit und selbst erworbenes Einkommen 
stiften Identität“, sagt Christoph Parak, 
Geschäftsführer von arbeit plus Wien, 
dem Dachverband gemeinnütziger ar­
beitsmarktpolitischer Unternehmen. 

Die einseitige Wahrnehmung von Menschen als Teil einer Gruppe ohne Identität ist Resultat 
einer sozial bedingten „Blindheit“, die sich schleichend entwickelt. 
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„Niemand will mehr schlecht als recht 
leben. Jeder Mensch will sich gebraucht 
und als aktiver Teil der Gesellschaft 
fühlen. Die, die so wenig arbeiten wol­
len wie möglich, sind keine systemrele­
vante Größe.“

Innovative 1980er-Jahre

Viele der rund 200 Mitgliedsunterneh­
men von arbeit plus Österreich gehen auf 
die 1980er-Jahre zurück, die das Ende 
der Vollbeschäftigung einleiteten. Unter 
Sozialminister Alfred Dallinger wurden 
Ideen zur Unterstützung von Menschen 
entwickelt, die es allein nicht in den ers­
ten Arbeitsmarkt schafften. Die ersten 
Sozialökonomischen Betriebe (SÖB) und 
Gemeinnützigen Beschäftigungsprojekte 
(GBP) entstanden. 

„Die derzeitige Hochkonjunktur 
kommt natürlich auch unseren Betrie­
ben zugute“, berichtet Parak. Erstmals 
seit längerer Zeit sinke die Arbeitslosig­

keit auch bei Menschen ohne qualifi­
zierte Ausbildung. Maßnahmen wie die 
nunmehr eingestellte Aktion 20.000 sei­
en dennoch mehr denn je erforderlich. 
Rund 200 Personen waren im Rahmen 
des Pilotprojekts von der Stadt Wien 
und deren Unternehmen eingestellt 
worden. 

Mit dem Strukturwandel könne die 
Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes 
nicht mithalten. Industrie und Gewerbe 
wandern aus der Großstadt ab. Dazu Pa­
rak: „Niedrigqualifizierte kämpfen im 
Dienstleistungsbereich um schlecht be­
zahlte Jobs, die außerdem durch voran­
schreitende Automatisierung immer we­
niger werden.“ 

Die gelernte Glasmalerin Susanne 
G., 54, ist unversehens an den Rand ge­
rutscht. Sie sucht seit 2016 Arbeit. Bis 
Anfang April läuft ihr Vertrag bei der 
Volkshilfe Wien SÖB, dem Betrieb, der 
Anfang 2016 durch Zusammenlegung 
mehrerer Teilprojekte entstanden war. 

Mit dem Räumungs- und Transport­
dienst, Secondhandshop, der Schneide­
rei, Wäscherei, Putzerei und dem Dyson 
Kundendienst ist er derzeit der größte 
sozialökonomische Betrieb in Wien. 

Susanne arbeitet hier im Verkauf. 
„Ich bin treu“, sagt sie. In den über 
30 Jahren ihres Berufslebens war sie bei 
nur drei Firmen, zwei davon gibt es 
nicht mehr. „Ich kann nicht mehr tun, 
als mit Ihnen Bewerbungen zu schi­
cken“, hatte die nette AMS-Beraterin 
zu ihr gesagt, „es wird halt nicht viel 
bringen.“ 

Wiedergewonnenes Selbstvertrauen

Sie solle nicht so wählerisch sein, hört 
Susanne oft. Manchmal kommt sie aber 
auch in die engere Auswahl – ihr wieder­
gewonnenes Selbstvertrauen trägt dazu 
bei. „Das Programm hier ist eine Über­
brückung, aber man hat zumindest einen 
Platz, wird aufgerichtet, hat wieder mehr 

Die Zahl der Langzeit-
beschäftigungslosen 
hat sich seit 2008 
verdreifacht und 
spiegelt die zuneh-
mende Schwierigkeit 
des Wiedereinstiegs  
in den Arbeitsmarkt 
wider.
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Selbstwertgefühl. Es geht ja nicht nur um 
die Arbeit, sondern auch um das Soziale. 
Jeder hat persönliche Probleme mit dem 
Altern und dann kommt das Finanzielle 
dazu. Es heißt: ‚Man muss auf die Erfah­
rung der Älteren zurückgreifen.‘ Ich habe 
eher das Gefühl, ein Wohnsilo soll her. 
Da stecken wir die Alten rein und ma­
chen die Türen fest zu.“ 

Die dreisprachige Sekretärin Micha­
ela Z., derzeit im „SÖB-Front-Office“ 
beschäftigt, ist seit 2014 auf der Suche. 
„Ihr Lebenslauf ist fantastisch“ und 
Ähnliches hört sie oft. „Jemand, der 
noch nicht länger arbeitslos war, denkt 
vielleicht, das ist wie Urlaub“, sagt sie 
und seufzt. Sie ist in eine kleinere Woh­
nung umgezogen, „um sich die Arbeits­
losigkeit leisten zu können. Hier im 
Teamwork ist man wieder jemand“, sagt 
sie, „man ist wieder dort, wo man aufge­
hört hat. Man weiß: Ich kann noch mit 
Menschen umgehen. Nach einem hal­
ben Jahr ist das vorbei. Das trübt.“ 

„Dass der Wert eines Menschen nur 
an der Arbeitskraft hängt, hat fast etwas 
Religiöses“, sagt Manfred K., Magister 
der Philosophie und studierter Histori­
ker. Seine Pensionierung ist nicht mehr 
weit. „Sie sehen“, sagt er und deutet auf 
seinen Lebenslauf, „ich bin Akademiker 
und jetzt im Lager tätig. Aber ich bin 
nicht der Einzige. Ich habe andere ‚Stu­
dierte‘ getroffen, die auch positiv ge­
stimmt waren, weil sie wieder etwas tun, 
wieder miteinander kommunizieren kön­
nen.“ In der Arbeitslosigkeit lebe man oft 
am Existenzminimum, müsse auf vieles 
verzichten. Durch das Einkommen bei 
der Volkshilfe geht es ihm und seiner 
Frau momentan besser. Sie haben einen 
neuen Durchlauferhitzer angeschafft. 

Pufferzone MigrantInnen

„MigrantInnen stellen einen Puffer am 
Arbeitsmarkt dar“, heißt es im Abschluss­
bericht des Forschungsprojekts über In­

tegrationsmaßnahmen und Arbeits­
markterfolg von Flüchtlingen (FIMAS). 
Sie werden als Erste entlassen, sind öfter 
in prekären Arbeitsverhältnissen und 
häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen. 
Zieht die Konjunktur an, schaffen sie 
rasch den Einstieg, meist aber wieder nur 
in prekäre Posten. 

Aufschwung spürbar

Auch bei FAIR, der Beratungsstelle für 
MigrantInnen mit unterschiedlichen 
Aufenthaltstiteln, ist der aktuelle Wirt­
schaftsaufschwung zu spüren. „Allein 
heuer hat fast die Hälfte unserer Klienten 
und Klientinnen Arbeit gefunden“, freut 
sich Johanna Reithner, Projektleiterin der 
FAIR-Beratungsstelle, deren Trägerin die 
Volkshilfe Wien ist und die mit dem Ar­
beitsmarktservice (AMS) kooperiert. Im 
Schnitt der letzten Jahre fanden rund 45 
Prozent der in St. Pölten beratenen Per­
sonen ein Dienstverhältnis oder kamen 
in eine weiterführende Schulung. „Nie­
mand hat sie unter Auflagen zugewiesen: 
Die Menschen kommen freiwillig. Wir 
sehen, wie sehr sie arbeiten wollen.“

Man müsse Plätze schaffen, damit 
die Menschen einander begegnen kön­
nen, meint Reithner. Besonders in Städ­
ten entstünden „Communities“, wo es 
irgendwann nicht mehr nötig scheint, 
mit der Aufnahmegesellschaft in Kon­
takt zu treten. 

Vor allem ältere Frauen sind isoliert. 
Beim Montagstreff von FAIR kommen 
Frauen aus „allen möglichen Ländern“ 
zusammen. „Da geht es um Frauen­
rechte, um Aufteilung des Haushalts­
einkommens, um Verhütung und um 
Gewalt in der Familie. Und sie verbes­
sern dabei auch ihr Deutsch“, merkt 
Reithner an. 

Der fünfsprachige Berater aus Af­
ghanistan, die Beraterin mit Kopftuch, 
der rund 60-jährige Deutschlehrer, die 
im Ramadan fastenden und dennoch 
anwesenden MitarbeiterInnen: Sie seien 
gute Rollenmodelle und die beste Moti­
vation für Integration.  

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
gabrielemueller1@icloud.com

oder die Redaktion
aw@oegb.at
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S
tefan R. ist 51 Jahre alt. Als seine 
alte Firma durch den Zahlungs­
ausfall eines großen Kunden In­
solvenz anmelden musste, verlor 

auch er im Juni 2016 seinen Arbeitsplatz 
als Lagerleiter. Seit diesem Zeitpunkt 
war er auf der Suche nach einer neuen 
Arbeitsstelle. Auf seine mehr als sechzig 
Bewerbungen erhielt er nicht einmal bei 
der Hälfte eine Antwort. Vorstellungs­
termine bekam er überhaupt nur drei.

Knapp die Hälfte

Statt 2.000 Euro netto zu verdienen, 
musste er auf einmal mit knapp der 
Hälfte davon auskommen und sein Le­
ben drastisch umstellen. „Ohne Unter­
stützung von Familie und Freunden 
wäre ich nicht über die Runden gekom­
men. Als Erstes hat mir meine Bank 
gleich den Überziehungsrahmen ge­
kürzt“, erinnert er sich an die ersten 
Monate zurück.

Neben der angespannten finanziel­
len Situation kamen sehr rasch auch 
Probleme der sozialen Dimension hin­
zu. „Wenn du dir nichts leisten kannst, 
zu Hause Bewerbungen ins Leere 
schreibst und immer das Gefühl ver­
mittelt bekommst, du bist zu alt und 
zu teuer, deprimiert dich das unge­
mein“, beschreibt Stefan R. seine Zeit 
in der Arbeitslosigkeit. Mit der Aktion 
20.000 eröffnete sich aber auch für 
Stefan R. eine neue Chance. „Ich habe 

mich bei einer großen sozialen Organi­
sation als Lagerarbeiter beworben und 
bin von siebzehn Bewerbern schluss­
endlich genommen worden“, freut er 
sich über seine neue Aufgabe.

Sinnstiftende Aufgabe

Obwohl Stefan R. mit der Notstandshilfe 
und der Möglichkeit, geringfügig dazu­
verdienen zu können, etwas mehr Geld 
hätte als mit seinem jetzigen Einkom­
men, hat er keine Sekunde gezögert, die 
Stelle anzunehmen. „Natürlich ist es 
nach wie vor auch finanziell nicht ein­
fach und es wäre schön, wenn ich wieder 
mein altes Einkommen hätte, aber Geld 
ist auch in meiner Situation nicht alles. 
Ich habe wieder eine sinnstiftende Auf­
gabe, bin motiviert und habe das Gefühl, 
gebraucht zu werden. Auch mein Freun­
deskreis hat das bemerkt“, sagt der 
51-Jährige und freut sich, wieder ein so­
ziales Umfeld zu haben – und das Gefühl 
los zu sein, am Abstellgleis zu stehen.

Mit Ende Jänner 2018 waren 2.722 
Personen in einer ähnlich glücklichen 
Lage wie Stefan R., über die Aktion 
20.000 einen neuen Arbeitsplatz ge­
funden zu haben. Insgesamt wären Fi­
nanzmittel für 4.400 Arbeitsplätze vor­
gesehen gewesen. Die ersten Zahlen 
zeigen, dass mit dem Programm, das ja 
bisher nur in Modellregionen um­
gesetzt wurde, die Arbeitslosigkeit  
von langzeitbeschäftigungslosen älte­
ren Menschen um 5,1 Prozent gesenkt 
werden konnte. In allen anderen Regi­
onen ist die Zahl der älteren Langzeit­
arbeitslosen hingegen im selben Zeit­
raum um 2,1 Prozent gestiegen.

Angesichts dieser Zahlen ist es 
umso unverständlicher, warum dieses 
Programm in einer Nacht-und-Nebel-
Aktion eingestellt wurde. Auch wenn 

Alexander Prischl
Referat Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik  

im ÖGB

Es geht um die Würde von Menschen
Mit der Abschaffung der Beschäftigungsaktion 20.000 hat die Bundesregierung gleich 
in ihren ersten Arbeitstagen eine sinnvolle arbeitsmarktpolitische Maßnahme beendet.

Hintergrund
»» Die Beschäftigungsaktion 

20.000 startete am 1. Juli 2017 in 
neun Modellregionen und sollte mit 
1. Jänner 2018 österreichweit umge­
setzt werden. Ziel war es, die Arbeits­
losigkeit von über 50-Jährigen lang­
fristig zu halbieren.

»» Gefördert wurden Arbeitsplätze 
bei Gebietskörperschaften, in über­
wiegend im öffentlichen Eigentum 
stehenden Einrichtungen sowie bei 
gemeinnützigen Unternehmen. Diese 
mussten zusätzliche Arbeitsplätze sein, 
d. h. mit einer existenzsichernden Be­
schäftigung bzw. Teilzeitbeschäftigung 
ab 30 Wochenstunden und kollektiv­
vertraglicher Entlohnung.

»» Zielpersonen mussten mindes­
tens 50 Jahre oder älter und mindes­
tens zwölf Monate beim AMS vorge­
merkt sein. Gefördert wurden bis zu 
100  Prozent der kollektivvertrag­
lichen Lohn- und Lohnnebenkosten 
für maximal zwei Jahre.

»» Für das Programm wurden für 
den gesamten Projektzeitraum von 
1. Juli 2017 bis 30. Juni 2019 insge­
samt 778 Millionen Euro budgetiert. 
Inbegriffen waren schon 578 Millio­
nen Euro, die bereits als Unterstüt­
zungsleistungen aus der Arbeitslosen­
versicherung für die betroffene Ziel­
gruppe zur Verfügung standen.
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die zuständige Ministerin nicht müde 
wird zu betonen, dass es sich um eine 
„Sistierung“ und nicht um eine Ab­
schaffung handle, liegt der Schluss 
nahe, dass hier rein parteipolitisch und 
nicht im Interesse der betroffenen Per­
sonen gehandelt wurde.

Unverständlich ist dieser Schritt der 
Bundesregierung auch deshalb, weil ös­
terreichweit enorme Anstrengungen un­
ternommen wurden, um die nötigen 
Plätze zu akquirieren und gemeinnützi­
ge Einrichtungen sowie die Kommunen 
dafür zu motivieren. Dank des außeror­
dentlichen Engagements vieler Men­
schen – von den AMS-MitarbeiterInnen 
über BürgermeisterInnen bis hin zu den 
sozialen Einrichtungen – war es mög­
lich, das Programm so erfolgreich zu 
starten.

Völlige Aufgabe

Der Verdacht einer politisch motivierten 
Entscheidung, fern jeglicher sachlicher 
Begründung, erhärtet sich auch, wenn 
man die Argumentation der Regierungs­
parteien für die „Sistierung“ betrachtet. 
So lautet etwa eine Behauptung, dass Ar­
beitsplätze nur von der Wirtschaft ge­
schaffen würden und nicht von der Poli­
tik. Diese Aussage offenbart das völlige 
Aufgeben der politisch Handelnden. Na­
türlich geht es nicht darum, dass von der 
Politik direkt Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Sehr wohl aber geht es darum, 
für entsprechende Rahmenbedingungen 
und Anstöße zu sorgen. 

Mit der Beschäftigungsaktion 20.000 
wurde einer am Arbeitsmarkt besonders 
benachteiligten Personengruppe ermög­

licht, sich direkt an einem Arbeitsplatz 
zu behaupten. Es ist auch jene Personen­
gruppe, die vom derzeit absehbaren Auf­
schwung und der damit einhergehenden 
leichten Entspannung am Arbeitsmarkt 
am wenigsten profitiert. Denn langfristi­
ges Ziel der Aktion war, den betroffenen 
Arbeitgebern zu zeigen, dass auch ältere 
Beschäftigte einen sinn- und wertvollen 
Beitrag leisten können, eine Bereiche­
rung für das Unternehmen darstellen 
und daher auch nach dem Förderzeit­
raum behalten werden sollten.

Als weiteren Grund bringt die Re­
gierung vor, dass durch Qualifizierung 
nachhaltige Arbeitsplätze geschaffen 
werden sollen. Dieser grundsätzlichen 
Aussage kann zwar zugestimmt werden; 
liest man diese aber im Zusammenhang 
mit dem Regierungsprogramm und der 
darin angeführten Ideen, etwa zur Ver­
änderung des Arbeitslosengeldes oder 
der Verlagerung von Schulungen direkt 
in die Betriebe, kann man vermuten, 
wohin die Reise geht: Es stehen nicht 
die Interessen der arbeitsuchenden 
Menschen im Mittelpunkt, sondern al­
lein jene der Betriebe.

Nichts Gutes zu erahnen

Selbstverständlich ist auch einer neuen 
Regierung zuzugestehen, laufende Pro­
gramme zu evaluieren. Und es war und 
ist auch die Position der VertreterInnen 
der ArbeitnehmerInnen im AMS, für 
Gespräche jederzeit zur Verfügung zu 
stehen. Einer Diskussion zur Anpassun­
gen der Maßnahme hin zu mehr Nach­
haltigkeit oder geänderten Instrumen­
ten verschließt sich die Arbeitnehme­

rInnenseite sicher nicht. Der aber schon 
in den ersten Tagen der neu angetrete­
nen Bundesregierung sich abzeichnen­
de Stil lässt für zukünftige arbeitsmarkt­
politische Maßnahmen nichts Gutes 
erahnen.

Politisches Kleingeld

Das Handeln der politisch Verantwort­
lichen erweckt den Anschein, dass hier 
auf dem Rücken arbeitsuchender Men­
schen politisches Kleingeld gemacht 
wird. Hierbei stehen die Sachlichkeit 
und die Bedürfnisse der Betroffenen im 
Hintergrund. Das Schicksal von Stefan 
R. ist kein Einzelfall, sondern vielmehr 
die traurige Realität für viele Betroffene. 
Diesen wieder einen sinnstiftenden Ar­
beitsplatz zu ermöglichen, sie wieder 
vom Rand der Gesellschaft in die Mitte 
zu holen und ihnen schlussendlich wie­
der ein Stück Würde zu geben: Das ist 
die Aufgabe der Politik. Es bleibt zu 
hoffen, dass die neue Bundesregierung 
selbst erkennt, dass diese Aufgabe ge­
meinsam gelöst werden muss und nur 
im Dialog zum Erfolg führen kann.

Stefan R. hat zum Abschluss noch 
eine Botschaft: „Ich wünsche mir, dass 
diejenigen, die solche sinnvollen Maß­
nahmen mit einem Federstrich strei­
chen, nur ein paar Tage das erleben, 
was ich durchgemacht habe, bevor sie 
entscheiden.“

Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor
alexander.prischl@oegb.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at 
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Eine Frage des Geldes?
Bei der Jobsuche ist das mangelhafte Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen  

eine große Hürde. Die Vereinbarkeit bleibt an den Frauen hängen.  

W
ahlfreiheit: Zumindest theore­
tisch schreibt die Regierung 
dieser in ihrem Programm eine 
„bedeutende Rolle“ zu. Be­

trachtet man die reale Politik in den 
Bundesländern, in denen die beiden Re­
gierungsparteien schon länger in Koali­
tion miteinander arbeiten, so sind deut­
liche Zweifel angebracht. So führte 
Oberösterreich wieder Gebühren für die 
Nachmittagsbetreuung ein und die Zu­
mutbarkeitsbestimmungen für die An­
nahme von Teilzeitjobs wurden ver­
schärft. Denn die beiden Koalitionäre 
sind sich einig: Die Menschen brauchen 
mehr Druck, um arbeiten zu gehen. 
Zugleich aber legen sie den Menschen 
große Stolpersteine in den Weg. 

Existenzbedrohend

„Die Kindergartengebühren sind für 
mich und meine Familie existenzbedro­
hend. Diese Gebühr kostet mich nämlich 
keine 50 oder 100 Euro, sie kann mich 
meinen Job kosten“, schrieb Christiane 
Seufferlein in einem Brief an Landes­
hauptmann Thomas Stelzer. Gemeinsam 
mit tausend anderen protestierte die in 
den Medien als „Wutmami“ bezeichnete 
Julbacherin vor dem Linzer Landtag. 
Oberösterreich liegt bei der Kinderbe­
treuung der unter Dreijährigen, die mit 
einer Vollzeitarbeit vereinbar ist, öster­
reichweit an letzter Stelle. Da könnte man 
sich wohl zu Recht fragen: Das Netz ist 
ohnehin nur schwach ausgebaut und jetzt 

soll ich auch noch dafür bezahlen? Den­
noch: Wer die Leserbriefe studiert, merkt, 
dass es nicht wirklich ums Geld geht. 
Vielmehr ist es die politische Haltung, 
die Achtlosigkeit und die erlebte Abhän­
gigkeit, die Eltern beschämt und empört. 

Alleingelassen

Gerade im ländlichen Raum fühlen sich 
viele Frauen alleingelassen. Das ist nicht 
nur in Oberösterreich so, sondern auch 
in der Oststeiermark, im Waldviertel 
oder im südlichen Burgenland. Es gilt 
als ein Grund, warum gerade junge 
Frauen abwandern. Work-Life-Balance 
heißt das in der Theorie – in der Praxis 
ist es ein Jonglieren mit brennenden Bäl­
len. „Von Unternehmensseite werden 
flexible Arbeitszeiten gefordert. Die ste­
hen aber im krassen Gegensatz zu star­
ren Öffnungszeiten der Kindergärten 
sowie monatelangen Schließzeiten in 
den Ferien“, kritisiert Erika Rippatha, 
Leiterin des Frauenbüros der AK Ober­
österreich.

Die Kinderbetreuung ist (immer 
noch hauptsächlich) für Frauen eine 
Herausforderung, wenn sie bereits Ar­
beit haben. Bei der Jobsuche wird sie 
erst recht zu einem großen Hindernis. 
Oftmals führt die mangelnde Versor­
gung mit Kinderbetreuungseinrichtun­
gen sogar dazu, dass Frauen ihren Job 
verlieren. Besonders betroffen sind 
Frauen im Handel oder in der Schicht­
arbeit. Diese Situation kennt auch 
Claudia aus Niederösterreich. Über 
zehn Jahre arbeitete sie im Verkauf in 
einer größeren Bäckerei mit mehreren 
Standorten im Raum St. Pölten. Mit 

zweieinhalb Jahren kam ihr Sohn in 
den Kindergarten, Teilzeit war kein 
Problem, die Arbeitszeiten sehr wohl. 
Zunächst arbeitete sie am Nachmittag 
in einer Filiale – etwas außerhalb, aber 
gut erreichbar. Doch dann bestand die 
Unternehmensführung auf Frühdiens­
te, Dienstbeginn spätestens um halb 
sieben. Das Problem: Der Kindergarten 
öffnete erst um sieben Uhr. Anfangs 
waren die Nachbarn behilflich, aber auf 
Dauer geht das nicht. Trotz mehrerer 
Gespräche erhielt Claudia nach dem 
Ende der gesetzlichen Behaltefrist die 
Kündigung. Jetzt ist sie schon längere 
Zeit auf Arbeitsuche. 

Jede fünfte arbeitslose Frau in Ös­
terreich ist Wiedereinsteigerin. In der 
Praxis fühlen sich arbeitslose Mütter zu 
Recht in einem Teufelskreis gefangen: 
Ohne Betreuungsplatz tut man sich 
schwer, Arbeit zu finden, wer aber kei­
ne Arbeit nachweisen kann, verliert – 
wenn Plätze knapp sind – die Betreu­
ung. Das gilt nicht nur für Krabbelstu­
be und Kindergarten, sondern auch für 
die heiß begehrten, aber raren Plätze an 
Ganztagsschulen. 

Vollzeit Mutter – Teilzeit bezahlt

Es gibt sie: die Politikerinnen, Fernseh­
moderatorinnen, Unternehmerinnen, 
die Kinder und Job scheinbar spielend 
leicht vereinbaren können. Allerdings 
schaffen sie dies auch nur durch lücken­
lose, intensive, persönliche und bezahl­
te Unterstützung. In einer WU-For­
schungsarbeit sagt eine dazu befragte 
Führungskraft: „Das Betreuungsange­
bot ist in Österreich völlig fernab: Oh­

Beatrix Beneder
Freie Journalistin
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ne Hort und Leihoma ginge nichts, 
sonst müsste ich um 16 Uhr aufhören 
zu arbeiten, das ist etwas für Hausfrau­
en und für Teilzeitkräfte.“ 

Für Vanessa ist das Problem anders 
gelagert. Sie arbeitete als Kellnerin in 
Krems. Als ihre Tochter ein Jahr alt war, 
begann sie, am Wochenende wieder in 
ihrer alten Arbeitsstelle geringfügig zu 
arbeiten. Ihr Partner und ihre Mutter 
kümmerten sich gerne um das Kind. 
Nach der Karenzzeit wollte sie die Ar­
beitszeit reduzieren, aber ihre Chefin 
war „wenig begeistert“, stimmte jedoch 
der 30-Stunden-Woche zu. Arbeiten 
am Wochenende ist für Vanessa selbst­
verständlich. Sie braucht nun öfters die 
Tagesmutter, die zwar recht entgegen­
kommend und flexibel ist. Billig ist das 
aber nicht: Rechnet sie den Stunden­
satz der Tagesmutter und das Essens­
geld ab, arbeitet sie für knapp vier Euro 
in der Stunde. Dafür läuft sie täglich 
bis zu 20 Kilometer hin und her, ver­
brennt sich an heißen Tellern und 
bleibt dabei immer freundlich. 

Zwang zur Teilzeit

„Wahlfreiheit gibt es, wenn es ganztä­
gige, ganzjährige und leistbare Angebo­
te der Kinderbetreuung gibt. Ansonsten 
entspricht es eher einem Zwang zur 
Teilzeit“, hält Martina Maurer, frauen­
politische Fachreferentin beim AMS 
Österreich, fest. Jede zweite Frau arbei­
tet in Teilzeit, für ganze 80 Prozent der 
Mütter mit Kindern im Vorschulalter 
ist dies Alltag. Österreich hat die zweit­
höchste Teilzeitrate in Europa. Viele 
Mütter mit Kleinkindern streben gar 
keine Vollzeitbeschäftigung an, um 
mehr Zeit mit dem Kind verbringen zu 
können. Die Teilzeit hat weitreichende 
Folgen. Jede Statistik zu Einkommen 
und Pensionshöhe zeigt, dass sie für 
Frauen eine Falle ist. Sie belässt Frauen 
in der ökonomischen Abhängigkeit 
zum „Haupternährer“. 

Die Hauptverantwortung für die Fa­
milienarbeit bleibt bei den Frauen und 
diesen droht Armut in der Pension. Stu­
dien zur Zeitverwendung und zu Ar­
beitsbelastungen zeigen, dass Teilzeit 
fast ebenso belastend ist wie Vollzeit – 
nur gibt es dafür weniger Geld. 19 Pro­
zent aller KarenzgeldbezieherInnen sind 

Männer, allerdings bleiben sie dem Ar­
beitsmarkt viel kürzer fern. Frauen ge­
hen durchschnittlich 607 Tage in Ka­
renz, Männer nur 91 Tage. 

Dies ist nur einer von vielen Unter­
schieden, wie der Gleichstellungsindex 
des AMS zeigt. Männer verdienen 
nach der Karenzzeit im Schnitt um 
zwei Prozent mehr, Frauen hingegen 
im Schnitt um 20 Prozent weniger 
Geld. 93 Prozent der Männer arbeiten 
nach der Karenz wieder Vollzeit, bei 
den Frauen sind es nur 22 Prozent. Er­
neut setzt die Regierung bei den Men­
schen an, statt die Rahmenbedingun­
gen zu verbessern: In Zukunft soll es 
für arbeitslose Frauen zumutbar sein, 
einen Job anzunehmen, wenn die An­
fahrt zwei statt bisher nur eineinhalb 
Stunden dauert – eine weitere halbe 
Stunde, in der Frauen sich über die 
Betreuung ihrer Kinder Gedanken 
machen müssen. 

Uneingelöstes Versprechen

Um dem Versprechen der Wahlfreiheit 
gerecht zu werden, müsste der Ausbau 
von Kinderbetreuungseinrichtungen 
weiter vorangetrieben werden. Um Chan­
cengleichheit zu erreichen, schwebt 
AMS-Expertin Martina Maurer ein part­

nerschaftliches Modell vor: „Statt dem 
Eineinhalb-Verdiener-Modell kann ein 
Modell, bei dem beide Elternteile eine 
hohe Teilzeitstundenanzahl – zum Bei­
spiel 32 Stunden – arbeiten, für die ge­
samte Familie positiv erlebbar sein. Wir 
sehen bei vielen Vätern, dass sie am Leben 
ihrer Kinder mehr teilhaben möchten. 
Das ist eine positive Entwicklung und 
sollte nicht mit der Karenzzeit enden.“ 

Lippenbekenntnisse?

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
dafür zu schaffen ist Aufgabe der Politik. 
Nach den ersten Ankündigungen der Re­
gierung bleibt Skepsis angebracht, ob sie 
den eigenen Ansprüchen gerecht werden 
kann, die sie in ihrem Programm formu­
liert hat: „In den Familien werden auch 
für die Zukunft unseres Landes wertvol­
le, unbezahlbare Leistungen erbracht, die 
in der Gesellschaft finanziell und ideell 
Anerkennung finden sollen. Familien 
sind Leistungsträger unserer Gesellschaft 
und verdienen Gerechtigkeit.“ 

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
beatrix@beneder.info

oder die Redaktion
aw@oegb.at
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J
edes Jahr vor Beginn der Wintersai­
son wird der Ruf der Tourismusbe­
triebe nach qualifiziertem Fachper­
sonal laut – besonders jener aus den 

Betrieben im Westen Österreichs. Schon 
seit Jahren beklagt vor allem diese Bran­
che, nicht ausreichend Personal zu be­
kommen, was ihrer Meinung nach ganz 
leicht erklärt ist: Die Arbeitslosen (vor 
allem die im Osten Österreichs) sind zu 
unflexibel, um auch in einem anderen 
Bundesland einen Job anzunehmen. Neu­
erdings wird ihnen „Durchschummeln“ 
unterstellt.

Darum fordern Vertreter der Wirt­
schaft, dass erstens die KöchInnen end­
lich auch auf die „Mangelberufsliste“ 
kommen und diese zweitens „regionali­
siert“ wird. Denn dann könnten Stellen 

als Koch oder Köchin, beispielsweise in 
Tirol oder Vorarlberg, plötzlich die Vor­
aussetzungen erfüllen, um als Mangel­
beruf anerkannt zu werden. Dies wiede­
rum würde es den Arbeitgebern ermög­
lichen, KöchInnen aus Drittstaaten zu 
engagieren.

In der Fachkräfte-Verordnung aus 
dem Jahr 2012 ist definiert, was die Vo­
raussetzungen für Fachkräfte aus Dritt­
staaten sind, um auf dem österreichi­
schen Arbeitsmarkt zugelassen zu wer­
den. Eine davon ist die „Mangelberufs­
liste“, die es ermöglicht, mit der Rot-
Weiß-Rot-Karte eine Beschäftigung in 
Österreich aufzunehmen. Und hier wird 
klar festgehalten, dass diese Fachkräfte 
ihre abgeschlossene Berufsausbildung 
im jeweiligen Mangelberuf nachweisen 
müssen. 

Josef Muchitsch, Vorsitzender der 
Gewerkschaft Bau-Holz, meinte dazu 
vor Kurzem in einem Interview: „Wir 

haben alleine in der Bauwirtschaft 
60.000 arbeitsuchende Menschen in Ös­
terreich. In den handwerklichen Berufen 
sieht es ähnlich aus. Die Wirtschaft will 
einfach ältere Arbeitnehmer durch jün­
gere und billigere aus Drittstaaten erset­
zen. Niemand kann mir erklären, dass es 
in den EU-Ländern keine Maurer, Zim­
merer oder Fliesenleger gibt!“

Fragwürdig

Um dies zu illustrieren, lohnt ein Blick 
auf die Statistik. So wurde die Bevölke­
rung der Europäischen Union (EU) am 
1. Jänner 2017 auf 511,8 Millionen Men­
schen geschätzt. Rund 235 Millionen von 
ihnen stellten 2016 das sogenannte Ar­
beitskräftepotenzial innerhalb der EU 
dar. Das bedeutet, sie waren entweder in 
Beschäftigung (rund 214 Millionen) oder 
sind arbeitsuchend (rund 21 Millionen). 
All diese 235 Millionen ArbeitnehmerIn­

Sylvia Ledwinka
Abteilung Sozialpolitik/Arbeitsmarkt und 

Bildungspolitik des ÖGB

Von Angebot und Nachfrage
Der Tourismus beklagt einen Mangel an Fachkräften und will im Ausland Arbeits­

kräfte rekrutieren können. Sinnvoller wäre es, die Jobs deutlich attraktiver zu machen.  
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nen sind potenzielle zukünftige Beschäf­
tigte in Österreich (natürlich theore­
tisch!), denn für sie gilt der Grundsatz 
der ArbeitnehmerInnen-Freizügigkeit für 
EU-BürgerInnen. Da sei schon die Frage 
erlaubt, wieso es Arbeitgebern nicht ge­
lingt, auf einem so großen Arbeitsmarkt, 
wie es der europäische ist, Arbeitskräfte 
zu rekrutieren? 

Regionalisierung?

Die Wirtschaft fordert nicht nur, dass 
KöchInnen auf die Mangelberufsliste ge­
setzt werden. Sie will auch eine Regiona­
lisierung dieser Liste. Eine solche gibt es 
etwa in Deutschland. Es lohnt sich, einen 
Blick auf die Situation im Nachbarland 
zu werfen, denn das dortige System hat 
dem österreichischen einiges voraus. 

 Auch dort fordert die Wirtschaft 
seit vielen Jahren die Zulassung von 
Drittstaatsangehörigen für den deut­
schen Arbeitsmarkt. Auch in Deutsch­
land gibt es so etwas wie die Mangelbe­
rufsliste, sie wird dort Positivliste ge­
nannt. Zur Ermittlung des Mangels 
dient in Deutschland die sogenannte 
Fachkräfteengpassanalyse der Bundes­
agentur für Arbeit. Die Engpassanalyse 
basiert auf Statistikdaten wie den ge­
meldeten Stellen und registrierten Ar­
beitslosen. Für das Bundesgebiet hält 
die Bundesagentur für Arbeit in ihrem 
Bericht vom Dezember 2017 fest: „Es 
zeigt sich kein flächendeckender Fach­
kräftemangel in Deutschland.“ 

Bei der österreichischen Mangelbe­
rufsliste hingegen wird für jeden Beruf 
der Stellenandrang berücksichtigt. 
Wenn einer offenen Stelle weniger als 
1,5 Arbeitsuchende gegenüberstehen, 
wird von einem Mangel gesprochen. 
Eine Herausforderung sind die Arbeits­
vermittler, denn meldet ein Betrieb fünf 
solcher Agenturen einen freien Job, sind 
dies beim AMS gleich fünf offene Stel­
len – auch wenn sich tatsächlich nur 
einer dahinter verbirgt. Um diesem 
Umstand Rechnung zu tragen, wurde 
ein zehnprozentiger Abschlag verein­
bart, das heißt, zehn Prozent der offenen 
Stellen werden nicht in die Berechnung 
einbezogen, um Doppel- oder Mehr­
fachmeldungen durch Arbeitskräfte­
überlasser auszugleichen. In Deutsch­
land werden solche offenen Stellen 

überhaupt nicht in die Berechnung ein­
bezogen.

Die deutsche Engpassanalyse ist dif­
fiziler und beinhaltet zusätzliche Para­
meter. Sie definiert ganz genau, wer als 
Fachkraft gilt (abgeschlossene Berufs­
ausbildung) und unterscheidet weiters 
nach SpezialistInnen (MeisterInnen 
oder TechnikerInnen) und ExpertInnen 
(mindestens vierjährige Hochschulaus­
bildung). Nicht berücksichtigt werden 
offene Stellen für Hilfskräfte. Neben 
der Definition eines bundesweiten Eng­
passes können auch regionale Engpässe 
definiert werden, in diesem Fall steht 
regional für ein Bundesland.

In einem ersten Schritt wird dafür 
überprüft, ob im betroffenen Bundes­
land mindestens 15 Prozent der bun­
desweit sozialversicherungspflichtig Be­
schäftigten in dem jeweiligen Beruf be­
schäftigt sind. Erst dann wird über­
haupt erst darüber nachgedacht, ob 
dieser Beruf zum Mangelberuf auf Bun­
desländerebene erklärt wird. So soll 
gewährleistet werden, dass erst das hei­
mische Arbeitskräftepotenzial ausge­
schöpft wird. Um dies anhand eines 
Beispiels zu illustrieren: Deutschland 
hat 16 Bundesländer. Bei bundesweit 
500.000 ArbeitnehmerInnen im Han­
del bedeutet dies, dass in einem Bun­
desland in dieser Branche mindestens 
75.000 ArbeitnehmerInnen beschäftigt 
sein müssen, damit der Handel über­
haupt in der Berechnung berücksichtigt 
wird. Relevant ist auch, wie lange eine 
offene Stelle unbesetzt ist. Um als regio­
naler Mangelberuf zu gelten, muss diese 
mindestens zehn Tage länger unbesetzt 
bleiben als im Bundesdurchschnitt. 
Auch die Altersstruktur der Beschäftig­
ten bzw. Erwerbstätigen wird beachtet.

Nicht zuletzt wird die Situation am 
Arbeitsmarkt betrachtet, beispielsweise 
die Vergütungsstruktur. Ein Beispiel: 
FriseurInnen könnten (statistisch er­
rechnet) als Mangelberuf gelten. Ein 
genauer Blick zeigt aber vielleicht, dass 
es genug vorhandene FriseurInnen gibt, 
diese aber – aufgrund der Arbeitsbedin­
gungen und des Lohnniveaus – nicht 
bereit sind, ihre Arbeitskraft in diesem 
Beruf weiter zur Verfügung zu stellen. 
Dann landet dieser Beruf nicht in der 
Engpassanalyse, da mithilfe der qualita­
tiven Kriterien andere Schlussfolgerun­

gen gezogen wurden. In diesem Fall gibt 
es nicht zu wenige qualifizierte Friseu­
rInnen, sondern die Arbeitsbedingun­
gen sind einfach nicht lukrativ genug – 
und genau dort muss angesetzt werden!

Aber zurück nach Österreich. Bei 
Durchsicht der Juli-Ausgabe 2017 von 
„Rolling Pin“, einem Gastromagazin, 
zeigt ein Vergleich der Jobangebote die 
Bandbreite der Arbeitsbedingungen 
und der Bezahlung im Tourismus sehr 
gut auf. So wurden etwa in einem Hotel 
in der Salzburger Gemeinde Anif für 
die Funktion des „Chef de Rang“ 1.800 
Euro brutto angeboten. In einem Hotel 
in Lech wiederum waren es 2.300 Euro, 
dazu kamen freie Kost und Logis sowie 
ein gratis Saisonskipass. 

Angebot und Nachfrage

Solche Unterschiede bzw. die vielfach 
unattraktiven Bedingungen im Touris­
mus werden aber in Österreich bei der 
Mangelberufsliste nicht berücksichtigt. 
Nicht nur das: Sie spielen auch in der 
öffentlichen Diskussion eine sehr gerin­
ge Rolle. Bevor man aber den Arbeits­
markt öffnet, müssen Arbeitsbedingun­
gen drastisch verbessert werden. Dass 
dies geht, zeigen Initiativen des AMS, bei 
denen Betriebe im Tourismusbereich, die 
Rekrutierungsprobleme hatten, gezielt 
angesprochen wurden und ihnen emp­
fohlen wurde, ihre Angebote zu verbes­
sern – und diese daraufhin erfolgreich 
Personal rekrutieren konnten. Dies soll­
te den Vertretern der Wirtschaft ein­
leuchten, immerhin geht es um ein zen­
trales wirtschaftliches Prinzip: Angebot 
und Nachfrage nämlich. 

Das allerbeste Rezept, um Fachkräf­
temangel vorzubeugen, ist aber: ausbil­
den, ausbilden, ausbilden! Auch hier ist 
die Wirtschaft sehr „zurückhaltend“, 
die Österreichische Gewerkschaftsju­
gend beklagt regelmäßig den Rückgang 
an Lehrstellenplätzen. 

Lesetipp: „Das Märchen vom Fachkräfte
mangel“, Jakob Osman: 
tinyurl.com/ybuhryds

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin 
sylvia.ledwinka@oegb.at 

oder die Redaktion
aw@oegb.at 

http://tinyurl.com/ybuhryds
mailto:sylvia.ledwinka%40oegb.at?subject=
mailto:aw@oegb.at
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D
er Einstieg ins Berufsleben stellt 
im Leben vieler Jugendlicher ei­
nen bedeutenden Wendepunkt 
dar. Mit dem ersten Job kommt 

nicht nur das erste eigene Geld, sondern 
auf einmal auch mehr Unabhängigkeit 
und Verantwortung. Viele Veränderungen 
und Herausforderungen, denen sich je­
doch eine große Anzahl junger Menschen 
gar nicht stellen kann. Die Wirtschafts­
krise hat ihre Narben hinterlassen. Die 
Jugendarbeitslosigkeit ist in vielen euro­
päischen Ländern, wie etwa Griechenland 
(43,7 Prozent) und Spanien (36 Prozent), 
nach wie vor eines der größten Probleme. 
Jugendarbeitslosigkeit ist aber nicht nur 

ein Problem der Gegenwart, sondern hat 
auch weitreichende negative Auswirkun­
gen auf die zukünftigen Lebens- und Ar­
beitschancen von jungen Menschen. 

Erst Ausbildung, dann Job

Von erschreckend hoher Jugendarbeitslo­
sigkeit wie in Griechenland oder Spanien 
ist Österreich meilenweit entfernt. Laut 
EUROSTAT betrug in Österreich die Ju­
gendarbeitslosenrate im Dezember 2017 
9,5 Prozent gegenüber 10,4 Prozent im 
Dezember 2016. Diese Zahl spiegelt aber 
nur einen Teil der Wirklichkeit wider. 
Viele Jugendliche haben auch hierzulande 
Schwierigkeiten, eine Beschäftigung zu 
finden. „Nur die Hälfte aller Arbeitsu­
chenden hat einen Pflichtschulabschluss. 
Jedes Jahr verlassen viele Jugendliche die 
Pflichtschule und machen dann keine 
weiterführende Ausbildung. „Die Gefahr, 
arbeitslos zu werden, verringert sich um 

18 Prozent, wenn man eine weiterführen­
de Ausbildung absolviert hat“, sagt Sascha 
Ernszt, Vorsitzender der Österreichischen 
Gewerkschaftsjugend (ÖGJ). Daher hat 
die ÖGJ die Einführung der Ausbildungs­
pflicht begrüßt – ganz konsequent als Er­
weiterung der Ausbildungsgarantie. „Ju­
gendliche Hilfsarbeit muss vermieden 
werden. Hier wird versucht, auch den 
letzten Jugendlichen von der Straße zu 
holen und erst dann in den Arbeitsmarkt 
zu schicken, wenn er eine Ausbildung ge­
macht hat.“ 

Wie es nun mit dieser Maßnahme 
weitergehen soll, ist fraglich. Die neue 
Regierung will sie evaluieren. Außerdem 
wurde Ende Februar bekannt, dass die 
Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik des 
Arbeitsmarktservice (AMS) um 600 
Millionen gekürzt werden sollen. Das 
bedeutet wohl auch, dass die Ausbildung 
der so dringend benötigten Fachkräfte in 
Gefahr ist, sowohl in AMS-Schulungs­

Amela Muratovic
ÖGB Kommunikation

Dennis Tamesberger
Wirtschafts-, Sozial- und Gesellschaftspolitik 

Arbeiterkammer OÖ

Die Regierung plant eine Abkehr vom Erfolgsmodell „Überbetriebliche Lehr­
ausbildung“ und gefährdet so die Chancen vieler Jugendlicher am Arbeitsmarkt. 
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Es geht um die Zukunft!
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zentren als auch in den überbetriebli­
chen Lehrwerkstätten. Anders ausge­
drückt gefährdet die Kürzungspolitik das 
gesamte Jugendauffangnetz, das nur in 
einem Zusammenspiel von (aufsuchen­
der) Jugend- und Sozialarbeit, nieder­
schwelligen Angeboten, überbetriebli­
chen sowie betrieblichen Lehrplätzen 
funktioniert. 

Abkehr von Erfolgsmodellen

Angesichts der positiven Entwicklung der 
vergangenen Monate – die Konjunktur 
springt an, die Beschäftigung steigt und 
die Arbeitslosigkeit sinkt – wäre es für die 
Regierung eigentlich ein guter Zeitpunkt, 
vorhandene Mittel in der Arbeitsmarkt­
politik vor allem auch für benachteiligte 
Jugendliche zu verwenden. Doch statt­
dessen soll zusammengestrichen werden. 
Schaut man sich das Regierungspro­
gramm im Detail an, so ist von Jugend­
arbeitslosigkeit keine Rede. Hingegen 
kommt sehr oft das Wort „Fachkräfte“ 
vor. Einige der zentralen Jugendmaßnah­
men zur Sicherung des Fachkräftebedarfs 
aus dem Regierungsprogramm lauten:
1.	Beihilfenbezug während der Überbe­

trieblichen Lehrausbildung (ÜBA) so 
ausgestalten, dass ein klarer Anreiz 
zur Aufnahme einer betrieblichen 
Lehre besteht;

2.	Verkürzung des Verbleibs in den Ein­
richtungen durch verstärktes Vermit­
teln auf betriebliche Lehrstellen und 
finanzielle Unterstützung des Be­
triebs;

3.	Verträge mit ÜBA sind so auszuge­
stalten, dass ein klarer Fokus auf die 
möglichst rasche Vermittlung in Be­
triebe besteht;

4.	Produktionsschulen evaluieren; 
5.	Ausbildungspflicht bis 18 und Aus­

bildungsgarantie bis 25 evaluieren;
6.	Ausbau der Förderung der betriebli­

chen Lehrausbildung durch das 
AMS, gleichzeitig Reduktion der 
ÜBA auf das zwingend Notwendige;

7.	Weiterentwicklung und Sicherstel­
lung der Finanzierung betrieblicher 
Lehrstellenförderung aus den Mitteln 
der Arbeitsmarktpolitik. Die Finan­
zierung soll aus dem Insolvenz-Ent­
gelt-Fonds herausgenommen und 
beim AMS zusammengeführt werden;

8.	Prüfung eines Blum-Bonus Neu; 

9.	Ausbildung stärker am Bedarf der 
Wirtschaft orientieren.
Geplant ist also eine Umverteilung – 

im kurzfristigen Interesse der Betriebe 
und nicht der Jugendlichen. Die Regie­
rung plant eine Abkehr von den Erfolgs­
modellen ÜBA und Produktionsschulen 
hin zur betrieblichen Lehrausbildung 
(siehe Punkte 1 bis 5). Die ÜBA, die erst 
aufgrund des Lehrstellenmangels not­
wendig wurde, abzuschaffen, ohne ent­
sprechende Lehrplätze in Betrieben ga­
rantieren zu können, ist aus Sicht der 
Gewerkschaftsjugend absurd. „Die Wirt­
schaft beklagt jetzt schon einen Fachkräf­
temangel, der auf jahrelanges Nicht-Aus­
bilden zurückgeht. Es wäre jetzt an der 
Zeit, in die Qualifikation von Menschen 
zu investieren und nicht auch noch die 
Plätze für die ÜBA zu streichen. Da­
durch wird sich der Fachkräftemangel 
verschlimmern“, betont Ernszt. 

Für Bernhard Achitz, Leitender Se­
kretär des ÖGB, muss gute Arbeits­
marktpolitik vorausschauend sein: „Statt 
schneller Vermittlung in schlechte Jobs 
müssen aktive Arbeitsmarktpolitik, Fach­
kräfteausbildung und Höherqualifizie­
rung im Mittelpunkt stehen, also Inves­
tieren in Qualifizierung.“

ÖGJ-Modell für einen Ausbildungsfonds

Die Überbetriebliche Lehrausbildung wä­
re laut Ernszt erst dann nicht mehr not­
wendig, wenn die Unternehmen ihrer mo­
ralischen Ausbildungspflicht nachkämen. 
Die Zahl der Ausbildungsbetriebe ist in 
den vergangenen Jahren deutlich zurück­
gegangen, in neun Jahren (2007 bis 2016) 
von 38.132 auf 28.204. Auch eine Aus­
weitung der betrieblichen Lehrstellenför­
derung (Blum-Bonus Neu) würde vor al­
lem zu höheren Gewinnen in den Betrie­
ben führen und kaum neue Lehrstellen 
schaffen. Das Vorhaben, die betriebliche 
Lehrstellenförderung nicht mehr aus dem 
Insolvenz-Entgelt-Fonds (IEF), sondern 
aus AMS-Mitteln zu finanzieren, ist eben­
falls eine Umverteilung zugunsten der Be­
triebe und zulasten der ArbeitnehmerIn­
nen. Derzeit zahlen Unternehmen rund 
150 Millionen Euro in den IEF ein. Eine 
Finanzierung durch AMS-Mittel bedeu­
tet, dass Arbeitgeber und Arbeitnehme­
rInnen zu gleichen Teilen die betriebliche 
Lehrstellenförderung zahlen. 

Damit generell wieder mehr Betrie­
be in Österreich ausbilden, hat die ÖGJ 
das Modell der Fachkräftemilliarde ent­
wickelt. Die Gewerkschaftsjugend for­
dert einen Ausbildungsfonds (Fachkräf­
temilliarde), in den Unternehmen ein­
zahlen, die nicht ausbilden, obwohl sie 
könnten, und aus dem Betriebe, die 
qualitativ hochwertig ausbilden, Förde­
rungen erhalten. Der Fonds soll durch 
ein Prozent der Jahresbruttosumme 
durch die Unternehmen finanziert wer­
den. Außerdem könnten aus der Fach­
kräftemilliarde auch die Plätze in der 
ÜBA finanziert werden. 

Ein Sicherheitsnetz

Die ÜBA, die das Herzstück der euro­
paweit nachgeahmten Ausbildungsga­
rantie ist, richtet sich an Lehrstellensu­
chende, die keine Lehrstelle in einem 
Betrieb finden können. Hier werden sie 
entweder auf eine betriebliche Lehrstel­
le vorbereitet oder schließen eine Berufs­
ausbildung ab. Dieses Angebot der Be­
rufsausbildung erhöht im Besonderen 
die Chancen für benachteiligte Jugend­
liche. Im Jahr 2016 wurden rund 10.000 
junge Menschen in einer ÜBA ausgebil­
det. Die Verweildauer in der ÜBA zu 
kürzen und die finanziellen Mittel um­
zuschichten gefährdet die Ausbildung 
genau dieser Jugendlichen. 

„Jeder Euro, der bei der Ausbildung 
von jungen Menschen zu Fachkräften 
gespart wird, ist Zukunftsraub“, betont 
ÖGJ-Vorsitzender Ernszt und fügt hin­
zu: „Eine solide Ausbildung ist der bes­
te Garant gegen Arbeitslosigkeit. Das 
sollte auch der Regierung klar sein. 
Dass jungen Menschen diese Chance 
genommen werden soll, ist unverständ­
lich.“ Ähnliches ist auch von Arbeiter­
kammerpräsident Rudi Kaske zu hö­
ren: „Wer bei der Ausbildung der Ju­
gend kürzt, spart am falschen Fleck. 
Der riskiert die Zukunft dieser Men­
schen und den wirtschaftlichen Erfolg 
Österreichs.“ 

Schreiben Sie Ihre Meinung an die AutorInnen
amela.muratovic@oegb.at
tamesberger.d@akooe.at 

oder die Redaktion
aw@oegb.at 

mailto:amela.muratovic%40oegb.at?subject=
mailto:tamesberger.d%40akooe.at?subject=
mailto:aw@oegb.at
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I
m Februar hat die Wirtschaftskammer 
Alarm geschlagen. Immer öfter seien 
in Österreich Fälle von „Arbeitsboy­
kott“ zu beobachten. Als Beispiel wur­

de die Firma technosert electronic GmbH 
aus Wartberg angeführt. Hier wurden 
zehn KollegInnen entlassen. Die Begrün­
dung: Sie hätten „aus Protest“ kollektiv 
einen Krankenstand vorgetäuscht. Dabei 
scheint bei der Firma einiges im Argen 
zu liegen. Am 14. Februar veröffentlich­
te die Lokalzeitung „Tips“ eine lange Lis­
te von Vorwürfen: MitarbeiterInnen sei­
en zu „freiwilliger“ Samstagsarbeit genö­
tigt worden, nach zehn Stunden habe 
man ausstempeln, aber dennoch weiter­
arbeiten müssen, Dokumente seien ge­
fälscht worden, um eine gesetzmäßige 
Ankündigung angeordneter Überstun­
den vorzutäuschen, junge Mütter seien 

ohne Rücksicht auf Kinderbetreuungs­
pflichten zum Antritt der Frühschicht 
verdonnert worden. 

Man kann diese Vorgänge, sollten sie 
richtig sein, getrost als Sozialdumping 
bezeichnen. Doch darüber verliert die 
Wirtschaftskammer kein Wort. Statt­
dessen beschwert sie sich gebetsmühlen­
artig über eine angebliche Regulierungs­
wut und einen Generalverdacht, dem 
österreichische Unternehmen ausgesetzt 
seien. 

Erhörte Signale

Die schwarz-blaue Bundesregierung hat 
die Klagen der Wirtschaftskammer erhört. 
Ihr Regierungsprogramm enthält eine Rei­
he von Vorhaben, mit welchen der gewerk­
schaftliche Kampf gegen Lohn- und So­
zialdumping drastisch erschwert wird. 
Vorgänge, wie sie bei technosert scheinbar 
an der Tagesordnung standen, sollen zu­

künftig hinter einem schweren Vorhang 
verhüllt werden. Auch im öffentlichen 
Dienst wird man das merken, denn die 
hier geplanten Einsparungen werden zu 
einer Ausweitung von ohnehin schon vi­
rulenten Befristungen sowie Ketten- und 
Zeitarbeitsverträgen führen. Es sind die in 
Österreich arbeitenden Menschen, die 
darunter leiden werden. 

Ein Angriffsziel ist das etwas sperrig 
klingende „Lohn- und Sozialdumping-
Bekämpfungsgesetz“. Dieses recht neue 
Gesetz soll die Unterbezahlung von 
Lohnabhängigen in Österreich bekämp­
fen. Egal ob man für eine ausländische 
Firma in Österreich tätig ist, ob es einen 
Betriebsrat gibt oder nicht: Dieses Ge­
setz erlegt Unternehmen Strafen auf, 
wenn sie den für eine Branche geltenden 
Kollektivvertrag nicht einhalten. Das ist 
allein schon deshalb wichtig, weil rund 
96 Prozent aller Löhne in Österreich 
über Kollektivverträge geregelt sind. 

Dumping betrifft alle
Geringere Strafen und noch mehr Aufgaben für die Finanzpolizei: Wie die neue 

Regierung Lohndumping in Österreich erleichtert. 

Christian Bunke
Freier Journalist
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Das Lohndumpinggesetz ist alles an­
dere als perfekt und kein Allheilmittel. 
Zwar hat es seit 2011 zu rund 1.200 
Entscheidungen wegen Unterbezahlung 
geführt. Doch die betroffenen Unter­
nehmen können sich eine Bestrafung 
durchaus leisten. Nicht nur das: Sie ma­
chen sogar Profit damit. Das meint zu­
mindest AK-Arbeitsrechtsexperte Wal­
ter Gagawczuk. Er sagt: „Die Strafen 
sind viel zu niedrig und tun den Unter­
nehmen nicht weh.“ 

Im Falle einer Überführung muss 
ein Unternehmen eine Geldstrafe in 
der Höhe von 1.000 bis 10.000 Euro 
pro unterbezahltem/r MitarbeiterIn 
zahlen. Ab drei unterbezahlten Mitar­
beiterInnen steigt diese Strafe auf 2.000 
bis 20.000 Euro pro unterbezahlter 
Person. Dieses Vorgehen nennt sich 
„Kumulationsprinzip“. Da können je 
nach Schwere des Vergehens schon 
Zehntausende Euro zusammenkom­
men. Aber: „Die Lohndumping betrei­
benden Unternehmen sparen sich ja 
nicht nur Teile der Löhne, sondern 
auch Überstundenzuschläge und ande­
re Zulagen. Das wird im Strafmaß 
nicht berücksichtigt. Meistens werden 
40 Prozent der zustehenden Löhne 
nicht bezahlt“, so Gagawczuk.  

Für die Durchsetzung des Lohndum­
pinggesetzes sind Behörden wie zum 
Beispiel die Finanzpolizei zuständig. 
Das sei eigentlich positiv, meint Gagaw­
czuk: „KollegInnen haben ja meistens 
keine Handhabe, um ihre Rechte auf 
eigene Faust zivilrechtlich durchzuset­
zen.“ Doch auch hier liegt der Teufel im 
Detail, denn die Behörden sind chro­
nisch unterbesetzt. „Derzeit werden von 
der Finanzpolizei 500 Personen gegen 
Lohndumping eingesetzt. Wir fordern 
eine Aufstockung auf 1.000“, so der 
AK-Experte.

Gegenteil geplant

Die Regierung plant aber das Gegenteil: 
Das Kumulationsprinzip soll abgeschafft 
werden. Unternehmen hätten dann noch 
geringere Strafen als jetzt schon zu be­
fürchten. Außerdem sollen zusätzliche 
Aufgaben auf die Finanzpolizei abgewälzt 
werden. Dazu zählt die Kontrolle, ob Un­
ternehmen ihre Beschäftigten ordentlich 
und für die korrekte Arbeitszeit bei der 

Sozialversicherung anmelden. Dabei 
kommt die Finanzpolizei schon jetzt 
kaum noch hinterher. PRO-GE-Arbeits­
rechtlerin Susanne Haslinger kennt Fälle, 
in denen die Überprüfung eines Unter­
nehmens durch die Finanzpolizei erst 
fünf Jahre nach Einreichung der Anzeige 
erfolgt ist. Der neuen Regierung wirft sie 
eine „Förderung von Lohndumping“ vor. 

Abzüge für jeden Blödsinn

Haslinger hat nicht nur geplante Geset­
zesänderungen oder den wachsenden 
Einsparungsdruck der Regierung auf die 
Arbeiterkammer vor Augen. Ihr geht es 
auch um Projekte zur Organisation von 
durch Lohndumping bedrohten Beschäf­
tigtengruppen, die von staatlichen Gel­
dern mitfinanziert werden. Ein Beispiel 
sind die ErntehelferInnen. Hier ist die 
Liste der alltäglichen Missstände lang. 
„99 Prozent der Leute kommen aus dem 
Ausland“, sagt Haslinger. „Es gibt Unter­
bezahlung, extrem lange Arbeitszeiten 
und Abzüge für jeden Blödsinn. So muss­
ten die KollegInnen bei einem Tiroler 
Bauern sogar für Gummiringe zahlen, die 
sie für die Arbeit brauchten. Auch Schutz­
kleidung müssen die Beschäftigten oft 
selber zahlen.“ 

Dabei gibt es auch für Erntehelfe­
rInnen einen Kollektivvertrag. Der ist 
mit einem Stundenlohn von zum Bei­
spiel 7,38 Euro im Burgenland ohnehin 
schon extrem niedrig. Ohne Kontrolle 
wird er noch dazu oft unterschritten. 
Von der Einhaltung vorgeschriebener 
Arbeitspausen und anderer Dinge ganz 
zu schweigen. „Deshalb hat die PRO-GE 
zusammen mit anderen Gruppen eine 
Kampagne gegründet“, sagt Haslinger. 
„Wir gehen auf die Erntefelder, klären 
die KollegInnen über ihre Rechte auf 
und unterstützen sie bei der gewerk­
schaftlichen Selbstorganisation.“ Das 
kostet Geld, welches nicht nur aus Ge­
werkschaftskassen kommt. „Rechtshilfe­
organisationen für Beschäftigte aus 
Drittstaaten wurden bislang oft staatlich 
gefördert. Diese Mittel möchte die neue 
Regierung einsparen. In den kommen­
den Jahren laufen viele Förderungen 
aus. Für die betroffenen KollegInnen ist 
das eine Katastrophe.“ 

Dabei sollte man sich keine Illusio­
nen darüber machen, dass Lohndum­

ping „nur“ ein grenzüberschreitendes 
Phänomen ist. Das bestätigt eine Euro­
found-Studie aus dem Jahr 2016, die 
sich mit „betrügerischer Vergabe von 
Arbeit in der Europäischen Union“ aus­
einandergesetzt hat. Mit dieser Formu­
lierung ist die falsche Bezeichnung eines 
Vollzeitbeschäftigungsverhältnisses als 
„Leiharbeit“, „Selbstständigkeit“ oder 
auch „Praktikum“ zum Zweck der ille­
galen Lohnkürzung gemeint. Die Studie 
ortet eine besondere Dichte solcher 
Praktiken in der Baubranche, der Medi­
en-, Kunst- und Unterhaltungsbranche 
sowie im Tourismus- und Gastronomie­
bereich. Die AutorInnen schreiben: 
„Entgegen der landläufigen Meinung 
scheint die betrügerische Arbeitsvergabe 
keine grenzüberschreitenden Beschäfti­
gungsverhältnisse zu umfassen. Die wei­
te Verbreitung des inländischen Betrugs 
bestätigt, dass es sich beim Missbrauch 
von Beschäftigungsverhältnissen um 
eine nationale Angelegenheit handelt.“ 
Es schließt sich der Kreis nach Wartberg 
zur Firma technosert. 

Lippenbekenntnisse?

BetriebsrätInnen komme eine große Ver­
antwortung bei der Bekämpfung solcher 
Missstände zu, meint Susanne Haslinger. 
„Da gibt es auch tolle Beispiele. Zum 
Beispiel kümmert sich der Betriebsrat bei 
MAN in Steyr sehr gut um die dort ein­
gestellten Zeitarbeitskräfte.“ Doch es 
brauche auch mehr Kreativität vonseiten 
der Gewerkschaften: „Wir müssen uns 
auch Organisationsmodelle jenseits der 
reinen Betriebsratsarbeit überlegen  
und Selbstorganisation fördern. Bei den 
ErntehelferInnen versuchen wir das be­
reits.“ Eines sei dabei besonders wichtig: 
„Das Lohndumping wird nie von den 
KollegInnen betrieben, ganz egal, welche 
Herkunft sie haben. Die Lohndumper: 
Das sind die Unternehmen.“ 

Weiterführende Links:
www.sezonieri.at

www.undok.at
www.watchlist-praktikum.at

Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor
christian@bunke.info

oder die Redaktion
aw@oegb.at
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Von wegen Missbrauch!
Entgegen allen Skandalrufen verzeichnet Österreich konstant niedrige Krankenstände. 

Kranke Beschäftigte, die aus Angst trotzdem arbeiten gehen, sind das Problem. 

S
chon seit Jahren wird versucht, 
kranke MitarbeiterInnen eines 
Missbrauchs zu bezichtigen, der 
sich nach genauerer Recherche als 

unrichtig erweist. Dabei zeigt die Entwick­
lung der krankheitsbedingten Fehlzeiten 
in Österreich einen rückläufigen Trend. 
Der alleinige Fokus auf die Kranken­
standsstatistik ist aber mitunter trügerisch, 
weil er ein anderes Phänomen ausblendet: 
Viele Beschäftigte gehen krank zur Arbeit, 
auch Präsentismus genannt. 

Kontinuierlicher Rückgang 

Die ÖsterreicherInnen waren im Jahr 2016 
etwas weniger im Krankenstand als im Jahr 
davor. Auch im langfristigen Vergleich sin­
ken die Krankenstände in Österreich kon­
tinuierlich. Diese Entwicklung ist in allen 
westeuropäischen Dienstleistungs- und In­
dustrienationen beobachtbar. Im Durch­
schnitt bewegen sich die Arbeitsunfähig­
keitstage der unselbstständig Beschäftigten 
schon seit Jahren auf konstant niedrigem 
Niveau. Im Jahr 2016 (aktuellste Daten) 
waren die unselbstständig Beschäftigten 
durchschnittlich 12,5 Kalendertage im 
Krankenstand. Umgerechnet und berei­
nigt um Wochenenden und Feiertage ent­
spricht das 8,9 Arbeitstagen. 

Ihren Höhepunkt hatten die krank­
heitsbedingten Fehlzeiten 1980, als pro 
unselbstständig Beschäftigtem/Beschäf­
tigter 17,4 Krankenstandstage anfielen. 
In den 1990er-Jahren und den 2000er-
Jahren waren die Beschäftigten 14,5 und 

13 Tage im Krankenstand. Das konti­
nuierliche Sinken der Krankenstands­
zahlen im Zeitverlauf lässt sich nicht nur 
an einem Umstand erklären, sondern hat 
laut WIFO-Fehlzeitenreport 2017 viel­
fache Ursachen. Demnach wirkten sich 
die Reduktion der Arbeitsunfälle und 
die Verschiebung der Wirtschaftsstruk­
tur in Richtung Dienstleistungen auf die 
Entwicklung der Fehlzeiten aus. Auch 
andere langfristige Entwicklungen wie 
die Erhöhung der Teilzeitbeschäftigung 
und die Zunahme von atypischen Be­
schäftigungsverhältnissen dürften die 
Krankenstandsquote gedämpft haben. 

Die Entwicklung der Krankenstände 
ist ein wichtiger gesundheitspolitischer 
Indikator. Allerdings spiegelt dieser 
nicht automatisch das gesundheitliche 
Wohlbefinden der Beschäftigten wider. 
So können sich etwa die zunehmende 
Bereitschaft, krank arbeiten zu gehen, 
und frühzeitige Austritte aus dem Er­
werbsleben von Personen mit gesund­
heitlichen Einschränkungen vorteilhaft 
auf die Krankenstandsstatistik auswir­
ken. Fraglich ist allerdings, ob dies eine 
positive Entwicklung ist. Der Fokus soll­
te auf die Präsentismus-Häufigkeit ge­
lenkt werden. 34 Prozent der Beschäftig­
ten in Österreich gehen krank zur Arbeit 
– meist aus Pflichtgefühl gegenüber dem 
Team (58 Prozent), weil es keine Vertre­
tung gibt (35 Prozent) oder aus Angst 
vor Konsequenzen (18 Prozent) wie 
Kündigung, wenn sie nicht zur Arbeit 
kommen, so das Ergebnis des Arbeitsge­
sundheitsmonitors aus dem Jahr 2016. 

Das Konstruieren von Kranken­
standsmissbrauchsdebatten und die Kri­
minalisierung kranker ArbeitnehmerIn­

nen ist nicht zielführend. Wichtiger 
wäre es, krank machende Faktoren wie 
Termin- und Zeitdruck, mangelnde Un­
terstützung der MitarbeiterInnen oder 
unzureichendes Führungsverhalten zu 
analysieren. 

Maßnahmen entwickeln 

Daraus ließen sich im Rahmen der Eva­
luierung psychischer Belastungen gezielt 
Maßnahmen entwickeln, die dann 
schrittweise in den Betrieben implemen­
tiert werden können. In Betrieben mit 
hohen Krankenständen herrschen meist 
schlechte Arbeitsbedingungen vor. Kran­
ke MitarbeiterInnen sollten sich in Ruhe 
im Krankenstand auskurieren können 
und nicht um ihren Job bangen müssen. 

Krank werden ist eine große Belas­
tung. Noch schlimmer ist es, wenn wäh­
rend der Krankheit auch noch das Kündi­
gungsschreiben nach Hause geschickt 
wird. Gehört man nicht zu einem beson­
ders geschützten Personenkreis – Schwan­
gere, Lehrlinge, begünstigte Behinderte 
–, kann man jederzeit auch im Kranken­
stand gekündigt werden. Können sich 
Betriebe einfach aus der Verantwortung 
stehlen und kündigen, ist der Anreiz ge­
ring, eine Präventionskultur zu etablie­
ren. Hierfür braucht es einen Kündi­
gungsschutz im Krankenstand. 

Langfassung: 
tinyurl.com/ybymyqus

Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor
haider.r@akooe.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Reinhard Haider
Abteilung Arbeitsbedingungen der AKOÖ

http://tinyurl.com/ybymyqus
mailto:haider.r%40akooe.at?subject=
mailto:romana.brait%40akwien.at?subject=
mailto:aw@oegb.at
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A
rbeitslosigkeit ist ein Schicksal, das 
jeden und jede treffen kann. Nur 
in den seltensten Fällen sind die 
Arbeitslosen selbst daran schuld. 

Was arbeitslos macht, ist die gesamtwirt­
schaftliche Situation (wenn es einfach zu 
wenig Jobs für alle gibt), die Situation im 
Unternehmen (wenn schlecht gewirt­
schaftet wurde oder die Jobs der Gewinn­
maximierung zum Opfer fallen) und die 
gesellschaftspolitische Lage (Jugendkult 
führt dazu, dass ältere Arbeitsuchende 
einfach nicht genommen werden). 

Kein Verbrechen

Arbeitslosigkeit ist also kein Fehlverhal­
ten und erst recht kein Verbrechen. Da­
her muss man die betroffenen Menschen 
unterstützen, statt sie zu bestrafen. Kon­
servative und Neoliberale bemühen die­
ses Motto zwar gerne, wenn es um weni­
ger Kontrollen und Strafen für Unterneh­
mer geht, die Vorschriften umgehen. In 
der Arbeitsmarktpolitik beschreiten sie 
aber den entgegengesetzten Weg: Arbeits­
losen wird Faulheit und Unwilligkeit un­
terstellt, um sie für ihr vermeintlich 
schändliches Verhalten zu bestrafen. 

Es beginnt zum Beispiel mit dem 
Jammern über den sogenannten Fach­
kräftemangel. „Die wollen gar nicht ar­
beiten, machen es sich lieber auf Staats­
kosten bequem“, wird die Begründung 
unausgesprochen mitgeliefert. Ist der 
Ruf der Arbeitslosen als Gesamtheit de­

moliert, hat es jede und jeder Einzelne 
von ihnen noch schwerer, Arbeit zu fin­
den. Denn welcher Unternehmer will 
schon einen Tachinierer in seiner Firma? 
Und so verfestigt sich die Arbeitslosig­
keit weiter.

Anreize erhöhen

Deren Lösung: Der Anreiz zu arbeiten 
muss erhöht werden! Darunter verstehen 
die Neoliberalen aber nicht das Nahelie­
gende, nämlich höhere Löhne. Nein, das 
Arbeitslosengeld müsse gekürzt, die Not­
standshilfe sogar abgeschafft werden. Die 
Zumutbarkeitsbestimmungen müssten 
abgebaut werden, das heißt, Arbeitslose 
müssten den nächstbesten oder nächst­
schlechtesten Job annehmen, sonst wür­
de ihnen die finanzielle Unterstützung 
entzogen. 

Wenn der Druck erhöht wird, 
schlechte Arbeit anzunehmen, führt das 
aber dazu, dass vorangegangene Ausbil­
dungen wertlos werden. Auf individuel­
ler Ebene bedeutet das „arm trotz Ar­
beit“, auf Ebene der Gesellschaft wächst 
der Niedriglohnsektor, Investitionen in 
Ausbildung und Qualifikation verpuf­
fen. Auch die Position derjenigen, die 
(noch) einen Arbeitsplatz haben, wird 
dadurch verschlechtert: Der Lohndruck 
steigt und die Beschäftigten werden sich 
aus Angst vor Arbeitsplatzverlust vieles 
gefallen lassen, zum Beispiel Verstöße 
gegen das Arbeitsrecht.

Durch eine solche disziplinierende 
Arbeitsmarktpolitik werden einige Ar­
beitslose in Billigjobs gedrängt. Für an­
dere, nämlich Ältere und Langzeitar­
beitslose, wird sich gar nichts ändern, 
außer dass sie weniger Geld bekommen 
und voraussichtlich sogar ihr (ohnehin 
kaum vorhandenes) Vermögen ver­
brauchen müssen. Arbeitsplätze werden 
sie keine finden, da kann die Konjunk­
tur noch so gut sein. Im Jahr 2017 ist 
die Arbeitslosigkeit um 4,9 Prozent zu­
rückgegangen – bei den über 50-Jähri­
gen ist sie hingegen um 2,7 Prozent 
gestiegen. Für diese Menschen klingt es 
nur zynisch, wenn man von der guten 
Lage auf dem Arbeitsmarkt schwärmt.

Gute Arbeitsmarktpolitik muss da­
her vorausschauend sein. Statt schnel­
ler Vermittlung in schlechte Jobs muss 
Qualifikation im Mittelpunkt stehen. 
Sie ist nach wie vor das beste Mittel ge­
gen Langzeitarbeitslosigkeit. Aber vie­
len Menschen, die bereits seit Langem 
arbeitslos sind, besonders wenn sie 
auch gesundheitlich beeinträchtigt 
sind und nahe am Pensionsantritts­
alter, kann die Politik nur helfen, in­
dem sie ihnen einen konkreten, dauer­
haften und geförderten Arbeitsplatz 
gibt. So wie das mit der Aktion 20.000 
geschehen ist. Das führt zu keinen 
drastischen Mehrkosten, aber zu einem 
nicht bezifferbaren Gewinn: Die Men­
schen bekommen Würde und Selbst­
achtung zurück.

Unterstützen statt bestrafen!

Nicht zuletzt

von

Bernhard Achitz
Leitender Sekretär des ÖGB©

 Ö
GB
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awblog.at ist die digitale Ergänzung 
zur Printausgabe der „Arbeit&Wirtschaft“. 

Frisch gebloggt zeigt die Highlights.

Österreich hat eine starke öffentliche Alterssiche-
rung. Und wie aus den einschlägigen Daten hervor-
geht, ist diese nicht nur die sicherste, sondern auch 
die kostengünstigste Variante. Langfristige Progno-
sen zeigen zudem, dass die jüngsten Pensionsrefor-
men besser greifen, als von neoliberalen Kommen-
tatoren gebetsmühlenartig bestritten wird. Wozu 
also die Panikmache? Wer ein nachweislich lang be-
währtes System gezielt schwächt oder schlechtredet, 
muss sich die Frage nach seinen politischen Motiven 
gefallen lassen. In diesem Fall spiegeln diese eindeu-
tig private Profitinteressen wider (Steuersenkungen 
für Unternehmen, Privatisierung der Altersvorsorge) 
– und widersprechen weitgehend den Interessen der 
Lohnabhängigen. Es braucht aber keine weitere Um-
verteilung von unten nach oben unter dem Deck-
mantel der nächsten großen „Pensionsreform“. 
Stattdessen sollte eine faire und nachhaltige Alters-
sicherungspolitik danach trachten, die Arbeitsmarkt-
chancen der Menschen zu verbessern.

 
Lesen Sie mehr: tinyurl.com/ycztnyx4

Pensionen: Panikmache 

als dreiste Masche

Josef Wöss

Bis zum Ausbruch der Wirtschaftskrise 2008 war die 
Lohnentwicklung in Europa durch Reallohnzuwäch-
se gekennzeichnet. Auch das Lohnniveau der neuen 
Mitgliedsländer konnte sich stetig dem EU-Durch-
schnitt annähern. Nicht zuletzt aufgrund der kon-
servativen Krisenpolitik kam diese Entwicklung je-
doch zum Erliegen. Die Lohnzurückhaltung und die 
Dezentralisierung von Tarifverhandlungen haben 
weder zu Wachstum geführt noch Beschäftigung ge-
schaffen. Stattdessen treiben nun starke Lohngefäl-
le einen Keil zwischen die Beschäftigten der einzel-
nen Länder. Die ArbeitnehmerInnen in Europa werden 
in einen Negativ-Wettbewerb getrieben, Lohn- und 
Sozialdumping begünstigt den Aufstieg rechtspopu-
listischer Bewegungen. Der Europäische Gewerk-
schaftsbund (EGB) setzt dieser Entwicklung die ein-
zige funktionierende Antwort entgegen: Solidarität. 
Im Rahmen einer gemeinsamen „Pay-Rise-Kampa-
gne“ fordern europäische GewerkschafterInnen Sei-
te an Seite mehr Lohngleichheit – vor allem durch 
höhere und gerechtere Löhne. 

 
Lesen Sie mehr: tinyurl.com/y9hfaley

Gemeinsam stark: 
Lohndumping, nein danke!

Susanne Wixforth

Wenn Ihnen ein Blogbeitrag gefällt, belohnen Sie uns und die Autorinnen und Autoren doch damit, dass Sie den Beitrag per 
Facebook, Twitter, E-Mail oder – ganz klassisch – per Mundpropaganda an interessierte Menschen weitergeben!

Wir freuen uns, wenn Sie uns abonnieren: 

Sie finden uns auch auf Facebook & Twitter  
facebook.com/arbeit.wirtschaft & twitter.com/AundW

http://awblog.at
http://tinyurl.com/ycztnyx4
http://tinyurl.com/y9hfaley
https://www.facebook.com/arbeit.wirtschaft
http://twitter.com/AundW
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GBH:

„Kräfte bündeln“
Lohn- und Sozialdumping ist gerade in der Baubranche übermäßig häufig. Bau-Holz-Chef Muchitsch: 
Müssen gemeinsam gegen die Spaltung der ArbeitnehmerInnen vorgehen.

GPA-djp/vida:

Sozialwirtschaft: erfolgreicher Abschluss
Plus 2,5 Prozent bei Lohn und Gehalt für die Beschäftigten, früher mehr Urlaub, Verbesserungen für Lehr-
linge und Pflegeberufe.

Gerade die Baubranche ist übermäßig von 
Lohn- und Sozialdumping betroffen. Die 
Folgen daraus treffen nicht nur österrei­
chische ArbeitnehmerInnen und jene aus 
EU-Ländern, sondern auch undokumen­
tiert Arbeitende. „Umso wichtiger ist die 
Arbeit der UNDOK-Anlaufstelle, die ge­
rade diese eine Gruppe unterstützt, die am 
stärksten von Ausbeutung betroffen ist“, 
betonte Josef Muchitsch, Bundesvorsitzen­
der der Gewerkschaft Bau-Holz, bei einer 
Veranstaltung Ende Februar in Wien. 

Unter dem Titel „Sie haben das Land 
mit aufgebaut“ gaben ExpertInnen ei­
nen Einblick in die Arbeitsausbeutung 
in der Bauwirtschaft und den Kampf da­
gegen. „Es braucht eine Bündelung der 
Kräfte von Gewerkschaften, Architek­

tInnen, TechnikerInnen, zivilgesell­
schaftlichen Initiativen wie Selbstorgani­
sationen, um die Bevölkerung zu sensi­
bilisieren und gemeinsam gegen das Ge­
geneinander-Ausspielen von Arbeitneh­
merInnen vorzugehen“, so Muchitsch. 

Marica Guldimann von der 
UNDOK-Anlaufstelle wies darauf hin, 
dass undokumentierte Arbeit in nahezu 
allen Branchen stattfindet und dass es 
der Anlaufstelle vor allem darum geht, 
betroffene KollegInnen im Sinne ihres 
Empowerments zu unterstützen. Der 
Anteil an Frauen, die die Anlaufstelle 
aufsuchen, sei in den letzten Jahren 
deutlich gestiegen, ergänzte Guldimann.

Die beiden Betriebsräte Christian 
Sambs und Dagistan Özdemir sowie 

Christian Ringseis, Sekretär bei der Ge­
werkschaft Bau-Holz Wien, berichteten 
von ihren Erfahrungen auf Baustellen. 
Sie wiesen darauf hin, wie in der Bau­
branche durch die Aufträge an Sub- und 
Subsubunternehmen ein Verdrängungs­
wettbewerb stattfindet und dadurch das 
Lohnniveau sowie arbeits- und sozial­
rechtliche Standards nach unten ge­
drückt werden. Davon wäre insbeson­
dere der Neubausektor betroffen, hier 
wären viel stärkere Kontrollen und auch 
Solidarität unter ArbeitnehmerInnen 
notwendig. „Denn VerliererInnen dabei 
sind immer alle ArbeitnehmerInnen“, 
so Sambs, Betriebsratsvorsitzender der 
Firma HAZET.

Mehr Info: tinyurl.com/y7qfzvnv

Nach vielen Aktionen, Betriebsversammlun­
gen, Unterschriften(-listen), Solidaritäts­
bekundungen und Streiks war es für die 
VerhandlerInnen von der GPA-djp und 
der vida Ende Februar so weit: Sie erreich­
ten einen Kollektivvertragsabschluss für 
die rund 100.000 Beschäftigten in der 
Sozialwirtschaft. In der sechsten Ver­
handlungsrunde haben sie sich mit den 
Arbeitgebern auf eine Lohn- und Ge­
haltserhöhung von 2,5 Prozent, jedoch 
mindestens 48 Euro, geeinigt. Dies ergibt 
eine Erhöhung in den unteren Gehalts­
gruppen von über drei Prozent, durch­
schnittlich konnte eine Gehaltserhöhung 
von 2,55 Prozent erreicht werden. 

Die ArbeitnehmerInnen kommen 
zudem früher in den Genuss von mehr 
Urlaub: Alle Beschäftigten, die bereits 
fünf Jahre im Betrieb sind, erhalten ei­

nen zusätzlichen Arbeitstag als Urlaubs­
tag. Für Lehrlinge wurde zusätzlich zur 
Erhöhung von 2,5 Prozent eine Erhö­
hung von 100 Euro in jedem Lehrjahr 
erreicht.

Besonders erfreulich sind die Verbes­
serungen für die Pflegeberufe. Die Er­
höhungen sind zeitlich gestaffelt. Pflege­
assistentInnen erhalten 2018 zusätzlich 
20 Euro und 2019 zusätzlich zehn Euro 
monatlich. PflegefachassistentInnen 
werden in die Verwendungsgruppe 6 
eingestuft und erhalten dieses Jahr zu­
sätzlich 30 Euro und nächstes Jahr wei­
tere 30 Euro monatlich. Diplomierte 
KrankenpflegerInnen erhalten mit 2018 
zusätzlich 50 Euro und 2019 weitere 50 
Euro monatlich.

Die zuschlagsfreie Mehrarbeit für 
Teilzeitkräfte wurde massiv reduziert. 

Jetzt gilt eine einheitliche Grenze von 16 
Stunden pro Durchrechnungszeitraum, 
die ohne Zuschläge ausbezahlt werden 
darf. So wird der Mehrarbeitszuschlag 
früher fällig, somit wurde eine langjähri­
ge Forderung der Gewerkschaft zwar 
nicht ganz erfüllt, aber wir haben einen 
ersten Schritt getan, um die „Pufferstun­
den“ zu minimieren.

„Heuer haben wir gezeigt, wie wich­
tig es ist, dass wir gemeinsam auftreten. 
Wie in anderen Branchen auch gilt: Je 
mehr Mitglieder wir sind, desto besser 
ist die Absicherung unserer Rechte, re­
gelmäßige Gehaltserhöhungen und bes­
sere Arbeitsbedingungen“, freuten sich 
die VerhandlerInnen von GPA-djp und 
vida, Reinhard Bödenauer und Michaela 
Guglberger.

Mehr Info: tinyurl.com/y7xrefae

Aus AK und Gewerkschaften

http://tinyurl.com/y7qfzvnv
http://tinyurl.com/y7xrefae
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Man kann nicht alles wissen ...
aktive Arbeitsmarktpolitik: Überbegriff für Maß-
nahmen, die ein besseres Funktionieren des Ar-
beitsmarktes unterstützen. Diese werden zwischen 
dem AMS und den Betroffenen vertraglich verein-
bart. Zu den Maßnahmen zählen u. a.: Förderung 
der beruflichen Aus- und Weiterbildung, Förderung 
der Mobilität der Arbeitskräfte, Unterstützung bei 
der Bewältigung persönlicher Probleme (Sucht, 
Schulden etc.), befristete subventionierte Beschäf-
tigung etc. Unterstützt werden vor allem Personen, 
bei denen die Vermittlung durch verschiedene 
Hemmnisse erschwert ist. Eine Besonderheit der 
österreichischen Arbeitsmarktpolitik sind die akti-
vierenden Maßnahmen, die an sich der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik zuzurechnen sind, aber durch 
Mittel finanziert werden, die für die passive Ar-
beitsmarktpolitik (Absicherung des Lebensunter-
halts während Erwerbslosigkeit) vorgesehen sind. 
Beispiele für aktivierende Maßnahmen: Altersteil-
zeitgeld, Weiterbildungsgeld etc. (Seite 7)

Äquivalenzprinzip: Prinzip zur Ausgestaltung des 
Finanzierungsbeitrags der BürgerInnen für staat-
liche Leistungen. Es sagt aus, dass all jene, die 
von einer Leistung einen Vorteil haben, eine ent-
sprechende Abgabe zur Finanzierung zu leisten 
haben. Das Äquivalenzprinzip kann somit als 
Übertragung marktwirtschaftlicher Mechanismen 
auf staatliche Aktivitäten angesehen werden. 
Demnach werden Steuern als Äquivalent für staat-
liche Leistungen bzw. als Kompensation staatli-
cher Kosten aufgefasst. Bei den Sozialversiche-
rungen herrscht generell eine gruppenmäßige 
Äquivalenz durch die Beschränkung von Beitrags-
pflichten und Leistungsansprüchen auf Mitglieder 
sowie deren Angehörige. Mittlerweile gewinnt zur 
Begründung von Steuern und Abgaben aber auch 
die konkurrierende Theorie des Leistungsfähig-
keitsprinzips an Bedeutung, nach der BürgerInnen 
entsprechend ihrer individuellen Leistungsfähig-
keit zur Finanzierung staatlicher Leistungen bei-
tragen sollen. (Seite 13)

Berufsschutz: Der Begriff spielt sowohl in Zusam-
menhang mit der Invaliditätspension als auch im 
Falle von Arbeitslosigkeit eine Rolle. So ist in den 
ersten 100 Tagen des Bezuges von Arbeitslosengeld 
aufgrund einer neu erworbenen Anwartschaft eine 
Vermittlung in eine nicht dem bisherigen Tätig-
keitsbereich entsprechende Tätigkeit nicht zumut-
bar, wenn dadurch eine künftige Beschäftigung im 
bisherigen Beruf wesentlich erschwert wird. Auch 
bezüglich Invalidität wird unter anderem geprüft, 
ob der/die gesundheitlich beeinträchtigte Versi-
cherte allenfalls noch andere, insbesondere leich-
tere „Verweisungstätigkeiten“ verrichten kann. Bei 
qualifizierten ArbeitnehmerInnen mit Berufsschutz 
(d. h. mindestens zweijähriger Ausbildung bzw. 
nach langjähriger Tätigkeit im selben Beruf) ist die 

Zahl der Verweisungstätigkeiten deutlich geringer. 
Zumutbar sind dann nur Tätigkeiten innerhalb der 
jeweiligen Berufsgruppe. (Seite 13)

Blum-Bonus (Projekt 06): 2006 unter Arbeitsmi-
nister Bartenstein etablierte Förderungen für Be-
triebe, die zusätzliche Lehrplätze schaffen. Der 
Namensgeber Egon Blum war in den Jahren 2003 
bis 2008 Regierungsbeauftragter für Jugendbe-
schäftigung und Lehrlingsausbildung. (Seite 39)

deflationäre Budgetsanierung: Wenn eine Regie-
rung die Staatsausgaben drastisch kürzt, um das 
Budgetdefizit zu verringern oder einen Budgetüber-
schuss zu erzielen, reduziert sich die staatliche 
Nachfrage auf den Märkten und bei gleich bleiben-
dem Angebot entsteht eine Nachfragelücke (defla-
torische Lücke). Das gesamtwirtschaftliche Ange-
bot ist größer als die Nachfrage, Preise und Ein-
kommen sinken, die Nachfrage geht weiter zurück. 
Die Folge ist ein Anstieg der Arbeitslosigkeit. Ein 
extremes Beispiel für eine derartige Deflation ist 
die Weltwirtschaftskrise 1929/30. Damals be-
kämpften die Regierungen die Krise mit den fal-
schen Mitteln, nämlich Haushaltskürzungen und 
Abwertung der Währung. (Seite 4)

degressiv: abfallend, sich vermindernd. (Seite 12)

Gini-Index (Gini-Koeffizient): statistisches Maß, 
das vom italienischen Statistiker Corrado Gini 
(1884–1965) entwickelt wurde, um in Volkswirt-
schaften die Ungleichverteilung bei Vermögen und 
Einkommen darzustellen. Je höher der Gini-Index 
(zwischen 0 und 1), desto größer ist die Ungleich-
heit. (Seite 17)

Hanusch, Ferdinand: österreichischer sozialdemo-
kratischer Politiker (1866–1923); 1918–1920 Mi-
nister für soziale Fürsorge/Verwaltung; in diese Zeit 
fällt unter anderem die Gründung der Arbeiterkam-
mer. Außerdem etablierte Hanusch eine moderne 
Sozialgesetzgebung mit Krankenkassen, 48-Stun-
den-Woche, Verbot von Kinderarbeit, Arbeitslosen-
versicherung, Betriebsrätegesetz etc. (Seite 4)

HFCS (Household Finance and Consumption Sur-
vey): Der HFCS ist die erste Erhebung in Österreich, 
die eine umfassende wissenschaftliche Analyse zur 
Finanzlage und zum Konsumverhalten privater 
Haushalte nach internationalen Standards ermög-
licht. Das Projekt wird in Österreich von der Öster-
reichischen Nationalbank in Zusammenarbeit mit 
den anderen nationalen Zentralbanken des Euro-
systems und der EZB realisiert. Derzeit führt das 
Institut für empirische Sozialforschung GmbH 
(IFES) im Auftrag der OeNB die dritte Welle der 
Befragung der privaten Haushalte durch. Die ers-
ten beiden Wellen erfolgten in Österreich in den 
Jahren 2014/2015 und 2010/2011. EU-weit wurden 
insgesamt 84.000 Interviews in 18 Euro-Ländern 
sowie in Polen und Ungarn durchgeführt. (Seite 16) 

Mikrozensus: statistische Erhebung (v. a. Er-
werbs- und Wohnungsstatistik), bei der pro Quartal 
22.500 zufällig ausgewählte Haushalte in ganz 
Österreich befragt werden, wobei jeder dieser 
Haushalte fünf Quartale hindurch in der Stichpro-
be bleibt. Der Mikrozensus wird von der Statistik 
Austria in Form persönlicher und telefonischer In-
terviews durchgeführt und dient dazu, die Ergeb-
nisse der Volkszählungen ohne großen organisato-
rischen Aufwand zu überprüfen und falls nötig zu 
korrigieren. (Seite 16)

Mühlberger, Karl Antal: österreichischer Künstler 
und sozialdemokratischer Politiker (1869–1943); 
der ehemalige Berufsoffizier und Sohn aus groß-
bürgerlicher Familie widmete sich später der Wei-
terentwicklung des Steindrucks (Lithografie). 
Durch seine Freundschaft mit Karl Renner enga-
gierte er sich politisch; 1919/20 war er Mitglied der 
Konstituierenden Nationalversammlung. (Seite 4)

Ragweed (Beifußblättriges Traubenkraut, Fet-
zenkraut): einjährige Pflanze aus der Familie der 
Korbblütler, die aus Nordamerika eingeschleppt 
wurde. Ragweed-Pollen können bis in den Herbst 
hinein bereits in vergleichsweise niedriger Konzen-
tration allergische Reaktionen auslösen. Da das 
Unkraut außerdem manchmal ganze Felder über-
wuchert, sind die Pflanzen in manchen EU-Ländern 
meldepflichtig. Für die Beseitigung von Ragweed 
werden auch in Österreich Leute speziell geschult. 
www.ragweedfinder.at (Seite 20)

Rettungsgrabung: Archäologische Grabung im 
Vorfeld von Baumaßnahmen, wenn keine Erhaltung 
der Fundstelle gefordert werden kann. Im Gegen-
satz zu Forschungsgrabungen, bei denen in der 
Regel ausreichend Zeit für die Freilegung und Do-
kumentation der Funde zur Verfügung steht, müs-
sen Rettungsgrabungen zum Teil unter hohem 
Zeitdruck stattfinden. (Seite 28)

Rot-Weiß-Rot-Karte: 2011 mit dem Fremden-
rechtsänderungsgesetz eingeführter Aufenthalts-
titel, mit dem qualifizierte Zuwanderung aus Dritt-
staaten aufgrund klarer und transparenter Kriteri-
en ohne Quotenregelungen erfolgen soll. Die „Rot-
Weiß-Rot-Karte“ wird für 24 Monate erteilt an be-
sonders Hochqualifizierte, Fachkräfte in Mangel-
berufen, sonstige (unselbstständige) Schlüssel-
kräfte, AbsolventInnen einer österreichischen 
Hochschule, selbstständige Schlüsselkräfte, 
Start-up-GründerInnen und deren Familienange-
hörige. (Seite 36)

Sistierung: Aussetzung, Stopp. (Seite 33)

Tender: hier: Vorratsbehälter von Dampflokomoti-
ven für Brennstoffe und Wasser, wobei dieser Be-
hälter sowohl Teil der Lok als auch ein eigenes 
Fahrzeug sein kann. (Seite 4)

http://www.ragweedfinder.at
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